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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verbesserung der Effizienz 
der Agrarstruktur 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 355/77 über eine gemeinsame Maßnahme zur Verbesserung der 
Bearbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für iandwirtschaftiiche 
Erzeugnisse und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1820/80 zur 
Förderung der landwirtschaftiichen Entwicklung in den benachteiligten 
Gebieten von Westirland 
>>EG-Dok. Nr. 9691/83« 


A. Problem 

Wesentliches Element der gemeinsamen Agrarpolitik ist die 
gemeinsame Agrarstrukturpolitik. Im Gegensatz zur Preis- 
und Marktpolitik ist sie in erster Linie längerfristig angelegt. 
Im Anschluß an den Stuttgarter Gipfel 1983 hat die EG-Kom- 
mission auch die Strukturpolitik neu überdacht. Sie soll künf- 
tig der Unterschiedlichkeit der Landwirtschaft in den einzel- 
nen EG-Ländern Rechnung tragen, die durch den Beitritt von 
Portugal und Spanien noch weiter zunehmen wird. Die Struk- 
turpolitik soll daher künftig auf nationaler und regionaler 
Ebene elastischer gestaltet und im Hinblick auf die Marktlage 
und die Notwendigkeit der wirksamsten Nutzung der EG-Mit- 
tel strenger gehandhabt werden. 
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B. Lösung 

Nach den Vorstellungen der EG-Kommission soll die Agrar- 
strukturpolitik der Gemeinschaft künftig eine aktivere Rolle 
bei der Entwicklung der Landwirtschaft in der EG spielen, 
und zwar im Zusammenwirken mit der Preis- vmd Marktpoli- 
tik. Sie soll nicht nur auf der Erzeugerstufe, sondern auch zur 
strukturellen Entwicklung der Verarbeitung und des Absatzes 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse eingesetzt werden. Ferner 
soll sie der Erhaltung der landwirtschaftlichen Tätigkeit in 
Gebieten ohne Beschäftigungsalternativen und im Interesse 
der Erhaltung einer natürlichen Umwelt eingesetzt werden. 
Soweit möglich soll sie auch die Umstellung der Erzeugung 
entsprechend den Markterfordernissen fördern. Schließlich 
soll nach den Vorstellimgen der EG-Kommission auch die 
Aufforstung von Agrarland mit besonderer Waldbaueignung 
als wichtige zusätzliche Maßnahme in diesem Bereich vorge- 
sehen werden. 


C. Alternativen 

Im Hinblick auf die Notwendigkeit, die beschränkten Mittel 
der Gemeinschaft wirksam einzusetzen und deren bestehen- 
den Finanzrahmen nicht zu überschreiten, soll eine größere 
Flexibilität zugunsten der Mitgliedstaaten angestrebt werden. 
Die EG soll sich auf wenige breitwirkende Maßnahmen kon- 
zentrieren unter Anlegung eines strengen Maßstabs. Allge- 
mein sollte sich die EG in der Strukturpolitik auf Rahmenre- 
gelungen beschränken und deren Ausfüllung den Mitglied- 
staaten überlassen. Über forstliche Maßnahmen im Rahmen 
der Strukturpolitik soll nicht einem Einstieg in eine EG-Forst- 
politik Vorschub geleistet werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


D. Kosten 

EG-Maßnahmen im Bereich der Agrarstruktur nach den Vor- 
stellungen der EG-Kommission: 


1986: 

721 Mio. 

ECU 

1987: 

834 Mio. 

ECU 

1988: 

896 Mio. 

ECU 

1989: 

960 Mio. 

ECU 

1990: 

1,021 Mrd. 

ECU 

1991 und später: 

9,059 Mrd. 

ECU 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Beratungen des anliegenden Vor- 
schlags einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verbesserung der Effizienz der 
Agrarstruktur in Brüssel auf folgendes hinzuwirken: 

1. Der Rechtsform einer Verordnung sollte nur zugestimmt werden, wenn es 
gelingt, das gemäß Artikel 2 einzuführende Beihilfesystem fakultativ zu 
gestalten. Für diese Rechtsform spricht insbesondere, daß die Förderungs- 
verbote in Überschußbereichen sofort und in allen Mitgliedstaaten gleichzei- 
tig wirksam werden. 

2. In Artikel 2 muß die Einführung einer Beihilferegelung für die Investitionen 
in den landwirtschaftlichen Betrieben fakultativ sein, damit kein Mitglied- 
staat gegen seinen Willen zur Einführung von Beihilfen gezwungen werden 
kann. 

3. Bei den betriebswirtschaftlichen Kriterien des Betriebsverbesserungsplans 
(Artikel 2 Abs. 1) sollte auf die Festlegung quantitativer Beurteilungskrite- 
rien verzichtet und keine neue Schwelle eingeführt werden. 

4. Die Prosperitätsschwelle nach Artikel 2 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Arti- 
kel 3 Abs. 5 sollte auf den Zeitpunkt der Antragstellung und auf einen ande- 
ren Wert, möglichst die Summe der positiven Einkünfte, bezogen werden. 

5. Die Förderungsverbote für Kapazitätserweiterungen bei Überschußproduk- 
ten (Artikel 3 Abs. 2 a) müssen wegen der großen politischen Tragweite der 
Entscheidung vom Rat bereits bei der Verabschiedung der Verordnung 
beschlossen werden. 

6. Zunächst sollten jegliche Ausnahmen vom Beihilfeverbot bei Überschußpro- 
dukten (Artikel 3 Abs. 2 b) abgelehnt werden. Allerdings sind gewisse Aus- 
nahmeregelungen jedoch im Interesse einer strukturellen Anpassung von 
Einzelbetrieben, besonders in benachteiligten Gebieten, für zulässig zu er- 
achten. 

7. Das totale Förderungsverbot im Eier- und Geflügelsektor (Artikel 3 Abs. 4) 
sollte mit einer Ausnahmeregelung dahin gekoppelt werden, daß eine Förde- 
rung zuzulassen ist, wenn diese im öffentlichen Interesse oder aus Energie- 
einsparungs-, Umwelt- oder Tierschutzgründen erfolgt. Gefördert werden 
sollten aber nur bäuerliche Familienbetriebe. Großhaltungen sollten ausge- 
schlossen sein und die Kapazitäten (Viehbestand und Gebäude) sollten nicht 
erweitert werden. 

8. Die Schlechterstellung in der Förderung von Betrieben, die nicht im Haupt- 
beruf bewirtschaftet werden, sollte abgelehnt werden. Eine Prosperitätsre- 
gelung muß jedoch Anwendung finden. Die Maßnahmen sollten aber nicht 
mit Mitteln der EG finanziert werden. Die Beihilfewerte sollten auf höch- 
stens 50% begrenzt und die Zuschläge für einzelne Mitgliedstaaten gestri- 
chen werden (Artikel 4 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 7 und 8). 

9. Bei der Sonderförderung für „Junge Landwirte“ (Artikel 7) sollte die Nieder- 
lassungsprämie abgelehnt und die verbesserte Investitionsförderung akzep- 
tiert werden. Bei der Definition der Junglandwirte sollte auf die Altersbe- 
grenzung verzichtet werden. 

10. Alle in Titel II Artikel 9 bis 12 vorgeschlagenen sonstigen Maßnahmen 
zugunsten der landwirtschaftlichen Betriebe sollten abgelehnt werden, da 
im Hinblick auf die Finanzsituation der Gemeinschaft und deren absehbare 
Erweiterung um Portugal und Spanien für diesen Bereich kein Bedürfnis 
einer Regelung und Mitfinanzierung durch die EG besteht. 
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11. Bei der Ausgleichszulage im Rahmen der Sondermaßnahmen zugunsten der 
Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten 
(Titel III Artikel 13 bis 17 und 32) sollte eine monetäre Untergrenze und — 
wie bisher schon in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ — eine monetäre Obergrenze festgelegt 
werden. 

Die Beschränkung der Ausgleichszulage auf zehn Kühe sollte beibehalten 
werden; die bisherige Ausnahmeregelung für Berggebiete sollte bestehen- 
bleiben. 

Abgelehnt werden sollten 

— die Einbeziehung von Aufforstungsflächen in die Ausgleichszulage, 

— höhere förderungsfähige Investitionsbeträge im Fremdenverkehr und im 
Handwerk, 

— die Ausweitung der Förderung auf Gebiete, in denen landwirtschaftliche 
Betriebe aus Gründen der Umwelt- und Landschaftserhaltung Auflagen 
erhalten. 

12. Die Ankündigung von Sondermaßnahmen in Berggebieten und bestimmten 
benachteiligten Gebieten (Artikel 18 und 19) sollten gestrichen werden, und 
zwar aus folgenden Gründen; 

— Die Ankündigung zunächst sehr allgemein umschriebener Sondermaß- 
nahmen löst einen unnötig hohen Erwartungsdruck in einigen Mitglied- 
staaten aus; 

— der Rat kann auch sonst jederzeit nach Artikel 43 des EWG-Vertrages 
derartige Sondermaßnahmen beschließen; 

— im gegenwärtigen Zeitpunkt läßt die finanzielle Ausstattung der Abtei- 
lung Ausrichtung des Agrarfonds die Finanzierung derartiger Maßnah- 
men nicht zu; zudem ist deren Auswirkung nicht abschätzbar. 

Ferner kann nicht akzeptiert werden, daß die vorgesehenen Sondermaßnah- 
men nur in benachteiligten Gebieten gefördert werden. Daher muß klarge- 
stellt werden, die Begrenzung der Sondermaßnahmen auf benachteiligte 
Gebiete bedeute nicht, daß in den Normalgebieten keine landwirtschaftli- 
chen Infrastrukturmaßnahmen mehr gefördert werden können. 

13. Die Förderung der Aufforstung (Artikel 20) wird als Einstieg in eine gemein- 
same Forstpolitik nach wie vor nachdrücklich abgelehnt. 

14. Die Anpassung der Berufsausbildung an die Bedürfnisse der modernen 
Landwirtschaft (Artikel 21 und 22) muß den Mitgliedstaaten überlassen blei- 
ben. Auf eine Gemeinschaftsfinanzierung ist zu verzichten. 

15. Im Hinblick auf die Kosten der Vorschläge (Artikel 23) ist die Einführung 
neuer, bisher nicht von der EG finanzierter Maßnahmen abzulehnen, um 
deren beschränkten Finanzrahmen nicht zu sprengen. Dabei muß auch 
berücksichtigt werden, daß im Rahmen der Integrierten Mittelmeerpro- 
gramme etwa 4,5 Mrd. ECU für Maßnahmen der Land-, Forst- und Fischwirt- 
schaft in einem Zeitrauni von sechs Jahren vorgesehen sind. 

16. Bei den Erstattungssätzen (Artikel 26) sollte am Regelsatz von 25% festge- 
halten werden. Eine Überschreitung kann nur insofern akzeptiert werden, 
als ein höherer Erstattungssatz in Abhängigkeit von der wirklichen Bedürf- 
tigkeit der Region gewährt wird. 

17. Das bisherige komplizierte und verwaltungsmäßig aufwendige Erstattungs- 
verfahren (Artikel 28 in Verbindung mit Artikel 4) ist zu vereinfachen. Öf- 
fentliche Darlehen und Zinszuschüsse sollten sofort erstattet werden; der 
Kommissionsvorschlag könnte dafür die Grundlage bilden. 


II. 

Der Deutsche Bundestag stimmt grundsätzlich der Fortsetzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 355/77 zu. Er hält allerdings die vorgeschlagenen neuen Weichenstel- 
lungen für äußerst problematisch und weist dazu auf folgendes hin: 
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Die vorgeschlagene Ausweitung des Geltungsbereichs der Verordnung ist aus 
sachlichen Überlegungen und im Hinblick auf die erheblichen finanziellen Aus- 
wirkungen abzulehnen: 

— Die Erweiterung der Förderung auf Unternehmen des Handels und der Be- 
und Verarbeitung von Produkten, die nicht unter Anhang II des EWG-Ver- 
trages fallen, soll grundsätzlich ausgeschlossen bleiben. 

— Die Einbeziehung von Erzeugnissen und Verarbeitungsprodukten der Forst- 
wirtschaft bedeutet einen Einstieg in die gemeinsame Forst- und Holzwirt- 
schaftspolitik, die der Deutsche Bundestag stets abgelehnt hat. 

— Der Deutsche Bundestag lehnt die vorgesehene Kompetenzverlagerung vom 
Rat auf die Kommission über die Einbeziehung von nicht zum Anhang II des 
EWG-Vertrags gehörenden Verarbeitungserzeugnissen in die Förderung ab. 

— Die Anschaffung von Sammel- und Erntemaschinen ist dem Erzeugerbereich 
zuzuordnen und im Rahmen der einzelbetrieblichen Förderung zu bedienen. 

— Die Förderung von riskanten, noch in der Entwicklung befindlichen Verfah- 
ren kann sinnvoll sein; im Rahmen der vorgeschlagenen Verordnung stellt 
sie jedoch einen Fremdkörper dar. Soweit die Förderung solcher Vorhaben in 
einem Forschungs- und Entwicklungsprogramm nicht möglich ist, muß auf 
eine gemeinschaftliche Regelung verzichtet werden. 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, bei den Verhandlungen in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß die hohen Förderungssätze in den Präferenzge- 
bieten zurückgenommen werden, weil das unternehmerische Risiko dabei zu 
wenig zum Tragen kommt und Fehlinvestitionen erleichtert werden. Die großzü- 
gige Investitionsförderung im Einzelfall steht zudem im Widerspruch zu dem 
Erfordernis zu größerer Sparsamkeit in der Agrarpolitik. 

Erhebliche Bedenken hat der Deutsche Bundestag gegenüber der von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Verengung der bisherigen Förderung auf neue Produk- 
te, neue Technologien und schwierige Gebiete. Dies würde wegen Abgrenzungs- 
schwierigkeiten die Rechtsunsicherheit erhöhen. Außerdem liegen die geeigne- 
ten Vermarktungsstandorte häufig außerhalb der Produktionsgebiete. Es sollte 
deswegen bei der bisherigen Handhabung verbleiben. 

Zu den Verfahrensregelungen weist der Deutsche Bundestag auf folgendes hin: 

— Die Planungsintensität bei der Programmerstellung und der -fortschreibung 
sollte vermindert und Programme ihrem Wesen nach als Förderungsgrund- 
sätze konzipiert werden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die betroffenen 
Wirtschaftszweige staatlicherseits nicht planbar sind, sondern lediglich durch 
ein Angebot von Hilfe zur Selbsthilfe zu entsprechenden Investitionen veran- 
laßt werden können. 

— Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die EG-Kommission bei ihrem Vor- 
schlag zur Änderung der vorgenannten Verordnung die Laufzeit der Maßnah- 
men auf zehn Jahre erstreckt. Damit ist in diesem wichtigen Förderungsbe- 
reich die Grundlage für eine kontinuierliche und damit erfolgversprechende 
Entwicklung gelegt. Nach fünf Jahren sollte eine Überprüfung vorgesehen 
werden, um gegebenenfalls eine Anpassung an geänderte Rahmenbedingun- 
gen vornehmen zu können. 

— Ferner sollte im Hinblick auf die meist mittelständischen Unternehmen der 
Durchführungszeitraum nach Ausfertigung der Kommissionsentscheidung 
auf vier Jahre erweitert werden. Die vorgeschlagene Drei-Jahres-Frist ent- 
spricht in der Regel nicht der Finanzierungskraft der betroffenen Unterneh- 
men. 

— Eine Prioritätensetzung zwischen einzelnen Programmen wird als sachfremd 
abgelehnt. Prioritäten können allenfalls zwischen einzelnen Anträgen pro- 
grammübergreifend gesetzt werden. 

Schließlich macht der Deutsche Bundestag darauf aufmerksam, daß geeignete 
Übergangsvorschriften von der geltenden Rechtslage zur künftigen Regelung 
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dringend erwünscht sind. Dazu gehört auch, daß wegen fehlender Mittel nicht 
mehr finanzierte Anträge erneut in die Auswahl kommen. 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, diese Überlegungen bei 
den Verhandlungen in Brüssel mit großem Nachdruck zu vertreten. 

Bonn, den 2. Mai 1984 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Brunner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission^), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 39 Abs. 1 Buchstaben a und b des Ver- 
trages genannten Ziele der gemeinsamen Agrarpo- 
litik können nicht erreicht werden, ohne die Land- 
wirtschaft in die Lage zu versetzen, die Anpassung 
der Effizienz ihrer Struktur fortzusetzen, haupt- 
sächlich in den Gebieten, in denen die Probleme 
ganz besonders hervortreten. 

Diese Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
Strukturen ist ein wesentlicher Bestandteil der Ent- 
wicklung der gemeinsamen Agrarpolitik, die sich 
daher auf eine gemeinschaftliche Konzeption und 
gemeinschaftliche Kriterien stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und in 
der Bedeutung der Strukturprobleme in der Land- 
wirtschaft können regional unterschiedliche Lösun- 
gen erforderlich machen, die zeitlich angepaßt wer- 
den können und zur wirtschaftlichen und sozialen 
Gesamtentwicklung des betreffenden Gebietes bei- 
tragen müssen. Die beste Wirkung läßt sich erzie- 
len, wenn die Mitgliedstaaten auf der Grundlage 
einer gemeinschaftlichen Konzeption und gemein- 
schaftlicher Kriterien die gemeinsame Aktion 
durch ihre eigenen gesetzgeberischen und admi- 
nistrativen Mittel selbst durchführen. 

Die Agrarstruktur der Gemeinschaft ist durch eine 
Vielzahl landwirtschaftlicher Betriebe gekennzeich- 
net, denen die erforderlichen Strukturbedingungen 
fehlen, um angemessene Einkommen und Lebens- 
bedingungen sicherzustellen. 

In Zukunft werden sich nur solche Betriebe der 
wirtschaftlichen Entwicklung anpassen können, de- 
ren Betriebsinhaber eine angemessene berufliche 
Befähigung besitzen und deren Rentabilität buch- 
führungsmäßig und anhand eines Betriebsverbes- 
serungsplans nachgewiesen wird. 


1) Abi Nr. C . . . 

2) Abi. Nr. C . . . 


In Anbetracht der derzeitigen Wirtschaftslage müs- 
sen gemeinschaftliche oder einzelstaatliche Beihil- 
fen auf die landwirtschaftlichen Betriebe konzen- 
triert werden, deren Arbeitseinkommen unter den 
vergleichbaren Einkommen liegt und die diese Fi- 
nanzhilfe daher am nötigsten brauchen. 

Eine Verbesserung der Betriebs Struktur durch Pro- 
duktivitätsverbesserung, die sich in einer Erhöhung 
der landwirtschaftlichen Produktion auswirkt, trifft 
bei den Märkten für zahlreiche landwirtschaftliche 
Erzeugnisse auf unüberwindliche Schwierigkeiten. 
Es ist deshalb erforderlich, die Beihilfe auf solche 
Investitionen zu beschränken, die eine Senkung der 
Produktionskosten, eine Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen oder eine Produktionsum- 
stellung ermöglichen. 

Diese limitative Beihilferegelung muß jedoch den 
besonderen Produktionsbedingungen in benachtei- 
ligten Gebieten Rechnung tragen, die sich für be- 
stimmte Produktionen besonders eignen und für 
die keine alternativen Produktionsmöglichkeiten 
bestehen, wie z. B. die Berggebiete im Sinne der 
Richtlinie des Rates vom 28. April 1975 über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten 3). 

Die Zielsetzung eines Marktgleichgewichts in der 
Gemeinschaft macht spezifisch Bedingungen für 
die Gewährung von Beihilfen zu Investitionen in 
der Schweine- und Milchproduktion erforderlich; 
sie macht darüber hinaus ein Verbot von Investi- 
tionsbeihilfen im Bereich der Eier- und Geflügeler- 
zeugung erforderlich. 

Besondere Förderungsmaßnahmen für junge Land- 
wirte können diesen nicht nur die Übernahme eines 
Betriebes erleichtern, sondern ihnen auch die Ver- 
besserung der Betriebsstruktur nach der Über- 
nahme ermöglichen. 

Unerläßliches Instrument zur sachgerechten Beur- 
teilung der finanziellen und wirtschaftlichen Lage 
eines Betriebes, insbesondere wenn er sich moder- 
nisieren will, ist die Buchführung, deren Haltung 
durch einen finanziellen Anreiz gefördert werden 
kann. 

Im Interesse einer rationellen Erzeugung und einer 
Verbesserung der Lebensbedingungen empfiehlt es 
sich, auch die Bildung von Betriebshelferdiensten 
oder Zusammenschlüssen für die rationellere ge- 
meinschaftliche Nutzung landwirtschaftlicher Inve- 
stitionsgüter oder für die gemeinschaftliche Bewirt- 
schaftung zu fördern. 


3) Abi. Nr. L 128 vom 19. Mai 1975, S. 1 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 846/83 — vom 
21, Oktober 1983. 
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In diesem Zusammenhang ist es ferner angebracht, 
landwirtschaftliche Vereinigungen, deren Ziel der 
Schaffung von Betriebshelfer- oder Betriebsfüh- 
rungsdiensten ist, zu fördern. 

Auf der Grundlage der Richtlinie 75/268/EWG hat 
der Rat ein Gemeinschaftsverzeichnis der Bergge- 
biete und bestimmter benachteiligter Gebiete fest- 
gesetzt, für die Sondermaßnahmen, die an die je- 
weiligen Bedingungen angepaßt sind, auf Gemein- 
schaftsebene zu treffen sind, insbesondere unter 
Berücksichtigung der gegebenen natürlichen Pro- 
duktionsbedingungen und im Hinblick auf die Er- 
haltung eines angemessenen landwirtschaftlichen 
Einkommens in diesen Gebieten. 

Um die der Landwirtschaft dieser Gebiete gesteck- 
ten Ziele zu erreichen, ist die Gewährung einer 
jährlichen Zulage zum Ausgleich der ständigen na- 
türlichen Nachteile, wie sie in der Richtlinie 75/268/ 
EWG genannt sind, an diejenigen Betriebsinhaber, 
die ihre landwirtschaftliche Tätigkeit auf lange 
Sicht in den benachteiligten Gebieten ausüben, un- 
ter Umständen unerläßlich. Dabei sollte es den Mit- 
gliedstaaten überlassen bleiben, im Rahmen be- 
stimmter Grenzen und Bedingungen, die sich hin- 
sichtlich der verschiedenen Gebietstypen sowohl 
auf die Beträge als auch auf die betreffenden Pro- 
duktionen beziehen, diese Ausgleichszulage je nach 
der Schwere der bestehenden Nachteile festzuset- 
zen. 

Die gleichen Maßnahmen sollten auch in bestimm- 
ten Gebieten wie Natur- oder Nationalparks, in de- 
nen die Ausübung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit, gegebenenfalls unter besonderen 
Auflagen, aus Gründen der Erhaltung der Umwelt 
erforderlich ist, Anwendung finden können; es emp- 
fiehlt sich daher, diese Gebiete den benachteiligten 
Gebieten im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG 
gleichzustellen. 

Die Verbesserung der Effizienz der Betriebsstruk- 
turen kann in diesen Gebieten wegen der ständigen 
natürlichen Nachteile nur erfolgen, wenn die Inve- 
stitionsbeihilfen verstärkt werden und wenn sie für 
begrenzte Investitionen im Bereich des Fremden- 
verkehrs oder des Handwerks gewährt werden, um 
so eine Verbindung der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit mit solchen auf dem Gebiet des Fremdenver- 
kehrs und des Handwerks zu ermöglichen. 

Die Rationalisierung der Betriebe und die notwen- 
dige Erhaltung der natürlichen Umwelt erfordern, 
daß Beihilfen für kollektive Investitionen im Be- 
reich der Futtermittelproduktion und für die Ver- 
besserung und Ausrüstung der gemeinsam genutz- 
ten Weiden und Almen gewährt werden. 

Viele benachteiligte Gebiete der Gemeinschaft, ins- 
besondere diejenigen im Sinne der Richtlinie 75/ 
268/EWG, sind durch spezifische Probleme gekenn- 
zeichnet, die hauptsächlich auf mangelnder Infra- 
struktur, unzureichender Forststruktur oder auch 
unangemessener ländlicher Wohnverhältnisse be- 
ruhen und deren Beseitigung oder Linderung eine 
unerläßliche Voraussetzung für die Verbesserung 
der Effizienz der Agrarstruktur sein kann. Es muß 


ein entsprechender Rahmen für spezifische Aktio- 
nen vorgesehen werden, die dazu beitragen können, 
die besonderen Probleme in diesen Gebieten zu lö- 
sen. 

Die Marktlage für Agrarprodukte und die daraus 
resultierenden Grenzen für eine Verbesserung der 
Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe macht 
es erforderlich, die landwirtschaftlichen Maßnah- 
men zugunsten dieser Betriebe durch bestimmte 
forstwirtschaftliche Maßnahmen, wie die Auffor- 
stung produktiver landwirtschaftlicher Flächen, die 
Anlage von Wind- und Brandschutzstreifen, den 
Bau von forstwirtschaftlichen Betriebswegen sowie 
die Verbesserung der Bewirtschaftung der Waldflä- 
chen, zu ergänzen. 

Forstwirtschaftliche Maßnahmen bilden im allge- 
meinen ein Ganzes und können folgenden Zielen 
gleichzeitig dienen: 

— der Erhaltung und der Verbesserung des Bo- 
dens, der Fauna, der Flora und der Oberflächen- 
und Grundwasserwirtschaft, 

— der Produktivität der landwirtschaftlichen Flä- 
chen durch eine Verbesserung der natürlichen 
Bedingungen der landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung sowie der Verbesserung der Verwendung 
der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft. 

Die Entwicklung und Spezialisierung der Landwirt- 
schaft erfordern eine deutliche Anhebung des allge- 
meinen, des technischen und des ökonomischen 
Ausbildungs Standes der landwirtschaftlichen Er- 
werbsbevölkerung, insbesondere im Falle der Neu- 
orientierung bei der Betriebsführung, der Produk- 
tion oder der Vermarktung sowie für junge Land- 
wirte, die einen landwirtschaftlichen Betrieb über- 
nehmen wollen oder gerade übernommen haben. 

Die unzureichenden Finanzmittel, die für die beruf- 
liche Aus- und Weiterbildung einschließlich der Lei- 
ter und Führungskräfte von Genossenschaften oder 
landwirtschaftlichen Zusammenschlüssen zur Ver- 
fügung stehen, stehen in vielen Gebieten der not- 
wendigen Anpassung der Agrarstrukturen im 
Wege. 

Darüber hinaus kann die Durchführung von Pilot- 
projekten einschließlich von Maßnahmen zur Ver- 
breitung der aus den Arbeiten und Erfahrungen im 
Agrarstrukturbereich gewonnenen Erkenntnisse 
die Anpassung der Landwirtschaft in der Gemein- 
schaft erleichtern. 

Diesem Maßnahmenpaket kommt insgesamt eine 
gemeinschaftsübergreifende Bedeutung zu. Es be- 
zweckt, die Ziele des Artikels 39 Abs. 1 Buchstabe a 
des Vertrages einschließlich der für das ordnungs- 
gemäße Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
erforderlichen Strukturänderungen zu verwirkli- 
chen; diese Maßnahmen stellen daher eine gemein- 
same Maßnahme im Sinne des Artikels 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik^) dar. Darüber hinaus ist eine ver- 


4) Abi. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 
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stärkte Finanzierung durch die Gemeinschaft für 
bestimmte Gebiete und Maßnahmen vorzusehen, 
damit die geplanten Maßnahmen voll wirksam wer- 
den können. 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgiedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen 
zur Verwirklichung der Maßnahmenziele beitragen. 
Zu diesem Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, 
durch das im Rahmen des durch Artikel 1 der Rats- 
entscheidung vom 4. Dezember 1962 über die Koor- 
dinierung der Agrarstrukturpolitik eingesetzten 
Ständigen Agrarstrukturausschusses eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission herbeigeführt wird und das die 
Anhörung des in den Artikeln 11 bis 15 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 genannten Ausschusses des 
EAGFL zu den finanziellen Aspekten umfaßt. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kommis- 
sion vorgelegten Berichtes die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen im Hinblick auf eine et- 
waige Ergänzung oder Anpassung der getroffenen 
Regelung prüfen können. 

Die auf Gemeinschaftsebene vorgesehenen hori- 
zontalen Maßnahmen erfordern eine Anpassung 
der vom Rat zugunsten einiger Gebiete verabschie- 
deten spezifischen gemeinsamen Aktionen an die 
durch die neuen Maßnahmen vorgesehenen Bedin- 
gungen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Zur Unterstützung der beständigen Entwicklung 
der Landwirtschaft in der Gemeinschaft wird 
eine von den Mitgliedstaaten durchzuführende 
gemeinsame Maßnahme im Sinne von Artikel 6 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 einge- 
führt, um die Leistungsfähigkeit der Betriebe zu 
verbessern, zur Entwicklung ihrer Strukturen 
beizutragen und zugleich die dauerhafte Erhal- 
tung der natürlichen Ressourcen der Landwirt- 
schaft zu gewährleisten. 

2. Gemäß Titel VI betrifft die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
nachstehend „Fonds“ genannt, an der in Ab- 
satz 1 genannten Maßnahme Einzelmaßnahmen 
in Verbindung mit: 

a) den Investitionen in den landwirtschaftli- 
chen Betrieben und der Niederlassung von 
jungen Landwirten, 

b) den übrigen Maßnahmen zugunsten der 
landwirtschaftlichen Betriebe, zur Einfüh- 
rung einer Buchführung sowie für die Errich- 
tung und Tätigkeit von Gemeinschaften und 


5) Abi. Nr. . . . 136 vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 


Diensten, ferner sonstige Maßnahmen, die 
für mehrere Betriebe bestimmt sind, 

c) den Sondermaßn.ahmen zugunsten der Land- 
wirtschaft in Berggebieten und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten, 

d) den forstwirtschaftlichen Maßnahmen zu- 
gunsten der landwirtschaftlichen Betriebe, 

e) der Anpassung der Berufsausbildung an die 
Bedürfnisse der modernen Landwirtschaft. 


TITEL 1 

Beihilferegelung für die Investitionen in den 
landwirtschaftlichen Betrieben 


Artikel 2 

1. Zur Verbesserung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen und der Lebens-, Arbeits- und Produk- 
tionsbedingungen in den landwirtschaftlichen 
Betrieben führen die Mitgliedstaaten eine Bei- 
hilferegelung für die Investitionen in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben ein, deren Inhaber 

a) die Landwirtschaft als Hauptberuf betrei- 
ben, 

b) ausreichende berufliche Fähigkeiten besit- 
zen, 

c) einen Betriebsverbesserungsplan vorlegen; 
aus diesem Plan muß anhand einer Rentabi- 
litätsberechnung hervorgehen, daß die Inve- 
stitionen wirtschaftlich rentabel sind und 
eine dauerhafte Verbesserung der Betriebs- 
ergebnisse zur Folge haben, 

d) sich zu einer vereinfachten Buchführung ver- 
pflichten 

und deren Arbeitseinkommen je Vollarbeits- 
kraft unter dem vergleichbaren Einkommen ge- 
mäß Absatz 2 liegt. 

2. Unter vergleichbarem Arbeitseinkommen im 
Sinne von Absatz 1 ist der durchschnittliche 
Bruttolohn außerlandwirtschaftlicher Arbeit- 
nehmer in dem betreffenden Gebiet zu verste- 
hen. 

Die Mitgliedstaaten können das Referenzein- 
kommen niedriger als das vorstehend definierte 
vergleichbare Einkommen festsetzen. 

3. Die Mitgliedstaaten definieren den Begriff 
„hauptberuflich tätiger Betriebsinhaber“ im 
Sinne dieser Verordnung; bei natürlichen Perso- 
nen enthält diese Definition mindestens die Vor- 
aussetzung, daß der Anteil des Einkommens aus 
dem landwirtschaftlichen Betrieb am Gesamt- 
einkommen des Betriebsinhabers mindestens 
50% beträgt und daß die für die Tätigkeiten au- 
ßerhalb des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit 
weniger als die Hälfte der Gesamtarbeitszeit des 
Betriebsinhabers ausmacht. 

4. Außerdem legen die Mitgliedstaaten die Krite- 
rien für die Beurteilung der beruflichen Befähi- 
gung des Betriebsinhabers, wobei das Niveau 
seiner landwirtschaftlichen Ausbildung und/ 
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oder eine Mindestdauer seiner Berufserfahrung 
zugrunde gelegt wird, sowie für die berufliche 
Qualifikation, die innerhalb eines Jahres nach 
Genehmigung des Betriebsverbesserungsplanes 
zu erreichen ist, fest. 


Artikel 3 

1. Die Beihilferegelung gemäß Artikel 2 Abs. 1 be- 
trifft: 

a) die qualitative Verbesserung und die Umstel- 
lung der Erzeugung nach Maßgabe der 
Marktbedürfnisse; 

b) die Anpassung des Betriebs mit dem Ziel, 

— die Produktionskosten zu senken, 

— die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 
verbessern, 

— Energieeinsparungen vorzunehmen; 

c) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesse- 
rung der Umwelt 

2. a) Jegliche Beihilfe zu den in Absatz 1 Buchsta- 

be b genannten Investitionen ist ausgeschlos- 
sen, wenn diese Investition dazu führt, daß 
die Produktion von Erzeugnissen, für die 
keine normalen Absatzmöglichkeiten auf den 
Märkten bestehen, im Betrieb zunimmt. 

Ist die Fläche des Betriebs in den drei Jahren 
vor Beantragung der Beihilfe erweitert wor- 
den, so erfolgt die Feststellung dieser Bedin- 
gung unter Berücksichtigung dieser Flächen- 
erweiterung; nach Abschluß einer Investition 
im Milchsektor darf der Viehbesatz jedoch 
zwei Großvieheinheiten (GVE) je Hektar Fut- 
terfläche nicht überschreiten. Die Umrech- 
nung des Viehbestands in GVE geschieht ge- 
mäß der Tabelle in dem in Artikel 15 genann- 
ten Anhang. 

Die Kommission legt nach dem Verfahren 
des Artikels 25 die Definition der Erzeug- 
nisse im Sinne der vorstehenden Unterab- 
sätze fest. 

b) Bei den Betrieben, die in Gebieten im Sinne 
von Artikels Abs. 3 der Richtlinie 75/268/ 
EWG oder in Gebieten gelegen sind, die Ge- 
genstand der gemäß Artikel 33 dieser Verord- 
nung sowie der Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom . . . zur Einführung integrierter 
Mittelmeerprogramme gemeinsamen Maß- 
nahmen®) und für die Sondermaßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstrukturen ge- 
mäß Buchstabe a vorgesehen sind, sind die 
Mitgliedstaaten ermächtigt, die Investitions- 
beihilfe für diese Erzeugungen unter der Vor- 
aussetzung zu gewähren, das die besonderen 
Bedingungen dieser gemeinsamen Maßnah- 
men oder der genannten Verordnung einge- 
halten werden. 

Der Rat kann jedoch nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages andere Gebiete 
mit besonderen Problemen bestimmen, in de- 

6) ABI. Nr. . . . 


nen die Investitionsbeihilfe für die unter 
Buchstabe a genannten Erzeugungen ge- 
währt werden darf, wenn diese Gebiete für 
diese Erzeugungen besonders geeignet sind 
und es keine rentablen Alternativen für die 
Erzeugung gibt und/oder wenn nachgewie- 
sen wird, daß auf dem örtlichen Markt ein 
Mangel an diesen Erzeugnissen besteht. 

3. Ferner darf die in Absatz 1 genannte Investi- 
tionsbeihilfe 

— im Milchsektor nur gewährt werden, wenn 
der Milchkuhbestand durch die Investition 
nicht auf über 40 Kühe je Betrieb erhöht 
wird, wobei vorausgesetzt wird, daß minde- 
stens 50% der LF dieses Betriebes aus Fut- 
terflächen bestehen; 

— im Schweinesektor nur gewährt werden, 
wenn die Anzahl Mastschweineplätze durch 
die Investition nicht auf über 550 je Betrieb 
erhöht wird, wobei vorausgesetzt wird, daß 
nach Durchführung des Investitionspro- 
gramms mindestens 35% der von den 
Schweinen verbrauchten Futtermittel vom 
Betrieb selbst erzeugt werden können. Der 
für eine Zuchtsau erforderliche Platz ent- 
spricht dem Platz von 6,5 Mastschweinen. 

4. Die in Absatz 1 genannte Investitionsbeihilfe 
darf nicht im Eier- und Geflügelsektor gewährt 
werden. 

5. Die Investitionsbeihilfe gemäß Absatz 1 darf 
nicht gewährt werden, wenn der in Artikel 2 
Abs, 1 Buchstabe c genannte Verbesserungsplan 
ein Arbeitseinkommen vorsieht, das 120% des in 
Artikel 2 Abs. 2 genannten Arbeitseinkommens 
übersteigt. 

Artikel 4 

1. Die Beihilferegelung für landwirtschaftliche In- 
vestitionen gemäß Artikel 3 Abs. 1 umfaßt fol- 
gende Maßnahmen: 

a) Beihilfen in Form eines Kapitalzuschusses 
oder einer gleichwertigen Zinsvergütung 
oder eines gleichwertigen Tilgungsaufschubs 
oder einer Kombination dieser Formen für 
die zur Durchführung des Verbesserungs- 
plans notwendigen Investitionen mit Aus- 
nahme der Aufwendungen für den Kauf von 
— Land, 

— Vieh, 

b) Bürgschaften für aufgenommene Darlehen 
nebst Zinsen, soweit keine ausreichenden 
dinglichen und persönlichen Sicherheiten 
vorhanden sind. 

2. Der in Absatz 1 Buchstabe a vorgesehene Kapi- 
talzuschuß kann sich auf eine Gesamtinvestition 
in Höhe von 60 000 ECU je Vollarbeitskraft und 
120 000 ECU je Betrieb beziehen; die Mitglied- 
staaten können niedrigere Grenzen für diese Be- 
träge festsetzen. 

Der Wert der in Absatz 1 Buchstabe a vorgese- 
henen Beihilfe beträgt höchstens 35% und in 
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den in Artikel 2 und 3 der Richtlinie 75/268/EWG 
genannten Gebieten höchstens 45% des Investi- 
tionsbetrages für Immobilien und höchstens 20 
bzw. 30% für die übrigen Investitionen. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Abs. 2 des Vertrages einen Mitgliedstaat 
ermächtigen, für einen bestimmten Zeitraum 
Beihilfen zu gewähren, welche die in vorstehen- 
dem Unterabsatz genannten Beträge überstei- 
gen, wenn die Kapitalmarktlage des Mitglied- 
staats dies rechtfertigt. 

Der Wert der im zweiten Unterabsatz vorgesehe- 
nen Beihilfe wird jedoch für einen Zeitraum von 
30 Monaten ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
in Griechenland, Irland und in Italien für die 
Investitionen, die innerhalb dieses Zeitraums 
begonnen worden sind, um 10% des Investitions- 
volumens erhöht. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 4 ge- 
nannten Beihilfen den Betriebsinhabern gewähren, 
die nach Durchführung eines Verbesserungsplans 
weiterhin die Bedingungen von Artikel 2 Abs. 1 er- 
füllen, sofern die Bedingungen von Artikel 3 erfüllt 
sind. 

Das gesamte Investitionsvolumen, das für die Er- 
stattung der Beihilfe gemäß Artikel 28 in Betracht 
kommt, ist jedoch auf 60 000 ECU je Vollarbeits- 
kraft und 120 000 ECU je Betrieb innerhalb eines 
Zeitraums von sechs Jahren begrenzt. 


Artikel 6 

1. Bei einem zusammengeschlossenen Betrieb 
können die Mitgliedstaaten die in Artikel 4 ge- 
nannten Beihilfen gewähren, wenn alle Be- 
trieb sinhaber, die Mitglieder dieses zusammen- 
geschlossenen Betriebs sind, die Bedingungen 
von Artikel 2 Abs. 1 erfüllen. In diesem Fall be- 
trifft der Verbesserungsplan den zusammenge- 
schlossenen Betrieb sowie gegebenenfalls die 
von den Mitgliedern des zusammengeschlosse- 
nen Betriebs bewirtschafteten Betriebe. 

2. Die in Artikel 3 Abs. 3 und Artikel 4 Abs. 2 ge- 
nannten Höchstbeträge können mit der Zahl der 
Mitglieder des zusammengeschlossenen Be- 
triebs multipliziert werden, dürfen jedoch fol- 
gende Grenzen nicht überschreiten: 

— 120 Kühe, 

— 1 650 Plätze für Schweine, 

— 360 000 ECU an Investitionen 

je zusammengeschlossener Betrieb, gegebenen- 
falls einschließlich der von den Mitgliedern des 
zusammengeschlossenen Betriebs bewirtschaf- 
teten Betriebe. 

3. Die Mitgliedstaaten legen die Bedingungen fest, 
denen die zusammengeschlossenen Betriebe 
entsprechen müssen, insbesondere betreffend 


— die Rechtsform, 

— die Mindestdauer, die mindestens sechs 
Jahre betragen muß, 

— die Bildung des Gesellschaftskapitals, 

— die Beteiligung der Mitglieder an der Bewirt- 
schaftung. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten können Junglandwirten un- 
ter 40 Jahren Sonderbeihilfen gewähren. 

Diese Beihilfen können folgendes betreffen: 

— Eine Prämie für die Niederlassung in einem 
landwirtschaftlichen Betrieb, sofern die be- 
ruflichen Qualifikationen des jungen Be- 
triebsinhabers ausreichend sind und der Be- 
trieb einen Arbeitsumfang erfordert, der 
mindestens einer halben Vollarbeitskraft 
entspricht. Der in Betracht kommende Be- 
trag dieser Prämie darf 15 000 ECU nicht 
überschreiten. 

Die Kommission bestimmt nach dem Verfah- 
ren des Artikels 25, welche beruflichen Quali- 
fikationen der Betriebsinhaber spätestens 
zwei Jahre nach der Niederlassung erworben 
haben muß. 

— Eine zusätzliche Investitionsbeihilfe, die 
höchstens 25% der gemäß Artikel 4 Abs. 2 ge- 
währten Beihilfe entspricht, sofern der junge 
Betriebsinhaber innerhalb von fünf Jahren 
nach seiner Erstniederlassung einen Verbes- 
serungsplan im Sinne von Artikel 2 Abs. 1 
Buchstabe c vorlegt und die vorgenannte Be- 
dingung hinsichtlich der beruflichen Qualifi- 
kation erfüllt. 

2. Die Mitgliedstaaten können die Niederlassungs- 
prämie durch eine gleichwertige Zinsvergütung 
ersetzen. 

Artikel 8 

1. Beihilfen für Investitionen in Betrieben, die den 
Bedingungen von Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 6 
entsprechen, sind untersagt, wenn sie höher sind 
als der in Artikel 4 Abs. 2 vorgesehene Betrag, 
gegebenenfalls erhöht um die in Artikel 7 Abs. 1 
zweiter Gedankenstrich genannte Beihilfe; aus- 
genommen hiervon sind Beihilfen 

— für bauliche Maßnahmen in Betriebsgebäu- 
den, 

— für im öffentlichen Interesse durchgeführte 
Aussiedlungen, 

— für die Bodenverbesserung, 

sofern diese Beihilfen in Übereinstimmung mit 
Artikel 3 sowie den Artikeln 92 bis 94 des Ver- 
trages gewährt werden. 

2. Gewähren die Mitgliedstaaten Investitionsbei- 
hilfen in Betrieben, welche die Bedingungen von 
Artikel 2 nicht erfüllen, so müssen diese Beihil- 
fen um mindestens ein Drittel unter denjenigen 
liegen, die gemäß Artikel 4 gewährt werden; aus- 
genommen hiervon sind Beihilfen für 
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— die Durchführung von Energieeinsparungen, 

— den Schutz und die Verbesserung der Um- 
welt, 

— die Bodenverbesserung. 

Diese Beihilfen dürfen die in Artikel 4 Abs. 2 ge- 
nannten Beträge erreichen. 

3. Beihilfen für Investitionen in landwirtschaftli- 
chen Betrieben sind untersagt, wenn diese Inve- 
stitionen nicht in Artikel 3 Abs. 1 und Artikel 4 
Abs. 1 genannt sind und den Bedingungen und 
Grenzen von Artikel 3 Abs. 2 bis 4 nicht entspre- 
chen; ausgenommen hiervon sind folgende Maß- 
nahmen: 

— Beihilfen für den Ankauf von Land, 

— verbilligte Betriebskredite, deren Laufzeit 
ein Wirtschaftsjahr nicht übersteigt, 

— Beihilfen für den Ankauf von männlichen 
Zuchttieren, sofern sie in Übereinstimmung 
mit den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages ge- 
währt werden. 

TITEL II 

Sonstige Maßnahmen zugunsten der landwirtschaftlichen 
Betriebe 

■ / 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten können eine Regelung ein- 
führen, um die Einführung der Buchführung in 
den landwirtschaftlichen Betrieben zu fördern. 

Diese Regelung sieht vor, daß hauptberuflichen 
landwirtschaftlichen Betriebsinhabern auf An- 
trag eine Beihilfe in Höhe von 1 000 ECU ge- 
währt wird, die mindestens auf die ersten vier 
Jahre der Geschäftsbuchführung in ihrem Be- 
trieb auf geteilt wird. Dabei wird davon ausge- 
gangen, daß die Buchführung mindestens vier 
Jahre lang betrieben wird. 

2. Die Buchführung 

a) umfaßt 

— jährlich eine Eröffnungs- und eine 
Schlußbestandsaufnahme, 

— während des Buchführungsjahres die sy- 
stematische und regelmäßige Eintragung 
aller den Betrieb betreffenden Sach- und 
Barbewegungen; 

b) führt zur jährlichen Vorlage 

— einer Beschreibung der allgemeinen 
Merkmale des Betriebes, insbesondere 
der eingesetzten Produktionsfaktoren, 

— einer ausführlichen Bilanz (der Aktiva 
und Passiva) und einer ausführlichen Be- 
triebsrechnung (Belastungen und Erträ- 

ge). 

— der zur Beurteilung der Wirksamkeit der 
gesamten Betriebsführung erforderlichen 
Faktoren, namentlich des Arbeitseinkom- 
mens je Vollarbeitskraft und des Einkom- 
mens des Betriebsinhabers; ferner der zur 


Beurteilung der Rentabilität der wichtig- 
sten Betriebstätigkeiten erforderlichen 
Faktoren. 

3. Wird der Betrieb von hierzu von den Mitglied- 
staaten bestimmten Stellen ausgewählt, um 
Buchführungsdaten für Informationszwecke 
und Zwecke wissenschaftlicher Untersuchun- 
gen, insbesondere im Rahmen des Informations- 
netzes landwirtschaftlicher Buchführungen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, zu lie- 
fern, so hat sich der Betriebsinhaber, der die in 
Absatz 1 erwähnte Beihilfe erhält, zu verpflich- 
ten, die Buchführungsdaten seines Betriebes 
den genannten Stellen anonym zur Verfügung 
zu stellen. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten können anerkannten Be- 
triebshelferdiensten sowie Zusammenschlüssen für 
die rationellere gemeinschaftliche Nutzung land- 
wirtschaftlicher Investitionsgüter oder für die ge- 
meinsame Bewirtschaftung, die nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung gegründet worden sind, auf An- 
trag eine Starthilfe als Beitrag zu ihren Verwal- 
tungskosten gewähren, dies jedoch höchstens wäh- 
rend der ersten fünf Jahre nach ihrer Errichtung. 

Die Mitgliedstaaten setzen die Höhe dieser Beihilfe 
unter Berücksichtigung der Anzahl der Beteiligten 
und der Art der gemeinsamen Tätigkeit fest. Diese 
Beihilfe kommt bis zu einer Höhe von 15 000 ECU je 
anerkannten Zusammenschluß für eine gemein- 
schaftliche Finanzierung in Betracht. 

Die Mitgliedstaaten regeln ferner die Rechtsform 
dieser Betriebshelf erdienste und Zusammen- 
schlüsse und die Einzelheiten der Zusammenarbeit 
zwischen ihren Mitgliedern. 


Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten können landwirtschaftli- 
chen Vereinigungen, welche die Errichtung von 
Vertretungsdiensten bezwecken, auf Antrag 
eine Starthilfe gewähren, die zur Deckung ihrer 
Betriebskosten beitragen soll. 

2. Um in den Genuß der in Absatz 1 genannten 
Beihilfe zu kommen, muß der Vertretungsdienst 
vom Mitgliedstaat anerkannt sein und vollzeit- 
lich mindestens eine Person beschäftigen, die 
für die von ihr verlangten Dienste ausreichend 
qualifiziert ist. 

3. Die Mitgliedstaaten regeln die Bedingungen für 
die Anerkennung der in Absatz 1 genannten 
Dienste, insbesondere 

— die Rechtsform, 

— die Art und Weise ihrer Betriebsführung und 
ihrer Durchführung, 

— die Vertretungsfälle, die insbesondere die 
Vertretung des Betriebsinhabers, seines Ehe- 
gatten oder einer erwachsenen Hilfskraft 
umfassen können. 
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— ihre Mindestdauer, die mindestens zehn 
Jahre betragen muß, 

— die Mindestzahl angeschlossener Landwirte. 

4. Die in Absatz 1 genannte Starthilfe kommt bis 
zu einer Höhe von 12 000 ECU je vollzeitlich mit 
den Tätigkeiten nach Absatz 2 beschäftigte Ver- 
tretungsperson für eine gemeinschaftliche Fi- 
nanzierung in Betracht Dieser Betrag ist auf die 
ersten fünf Tätigkeitsjahre einer jeden Vertre- 
tungsperson aufzuteilen; er kann während die- 
ses Zeitraums degressiv aufgeteilt werden. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten können landwirtschaftliche 
Vereinigungen, welche die Errichtung von Be- 
triebsmanagementdiensten zum Zweck haben, 
auf Antrag eine Starthilfe gewähren, die zur 
Deckung ihrer Betriebskosten beitragen soll. 

2. Die in Absatz 1 genannte Beihilfe wird für die 
Tätigkeit von Personen gewährt, die damit be- 
auftragt sind, die Ergebnisse der Buchführun- 
gen und die übrigen Angaben zu analysieren 
und die Betriebsinhaber hinsichtlich der Verbes- 
serung der Betriebsproduktivität zu beraten. 

3. Um in den Genuß der in Absatz 1 genannten 
Beihilfe zu kommen, muß der Betriebsmanage- 
mentdienst vom Mitgliedstaat anerkannt sein 
und vollzeitlich mindestens eine für die unter 
Absatz 2 genannten Tätigkeiten qualifizierte 
Person beschäftigen. 

4. Die Mitgliedstaaten regeln die Bedingungen für 
die Anerkennung der in Absatz 1 genannten 
Dienste, insbesondere 

— die Rechtsform, 

— die Art und Weise ihrer Betriebsführung und 
ihrer Durchführung, 

— ihre Mindestdauer, die mindestens zehn 
Jahre betragen muß, 

— die Mindestzahl angeschlossener Landwirte. 

5. Die in Absatz 1 genannte Starthilfe kommt bis 
zu einer Höhe von 12 000 ECU je vollzeitlich mit 
den Tätigkeiten nach Absatz 2 beschäftigte Per- 
son für eine gemeinschaftliche Finanzierung in 
Betracht. Dieser Betrag ist auf die ersten fünf 
Tätigkeitsjahre jeder beschäftigten Person auf- 
zuteilen; er kann während dieses Zeitraums 
degressiv aufgeteilt werden. 


TITEL III 

Sondermaßnahmen zugunsten der Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten 

Artikel 13 

1. In den Gebieten, die im Gemeinschaftsverzeich- 
nis der benachteiligten landwirtschaftlichen Ge- 
biete im Sinne der Artikel 2 und 3 der Richtlinie 
75/268/EWG auf geführt sind, können die Mit- 


gliedstaaten für die ausgeübten landwirtschaftli- 
chen Tätigkeiten eine jährliche Zulage zum Aus- 
gleich der ständigen natürlichen Nachteile ge- 
mäß Artikel 3 der genannten Richtlinie in den 
Grenzen und unter den Bedingungen der Artikel 
14 und 15 dieser Verordnung gewähren. 

2. Die Gewährung einer Zulage zum Ausgleich 
ständiger natürlicher Nachteile, die diese Gren- 
zen übersteigt oder von diesen Bedingungen ab- 
weicht, ist in den Gebieten, die in dem nach Arti- 
kel 2 Abs. 2 der Richtlinie 75/268/EWG aufge- 
stellten Gemeinschaftsverzeichnis aufgeführt 
sind, untersagt. 

3. Das Verbot gemäß Absatz 2 berührt jedoch nicht 
nichterstattungsfähige einzelstaatliche Beihil- 
fen, die in Übereinstimmung mit den Artikeln 92 
bis 94 des Vertrages gewährt worden sind, um 
die Verbesserung oder Erhaltung der Land- 
schaft zu gewährleisten, mit denen jedoch nicht 
die natürlichen Nachteile gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie 75/268/EWG ausgeglichen werden sol- 
len. 

Artikel 14 

1. Gewähren die Mitgliedstaaten eine Ausgleichs- 
zulage, so sind empfangsberechtigt diejenigen 
landwirtschaftlichen Betriebsinhaber, die min- 
destens drei Hektar landwirtschaftliche Nutzflä- 
che bewirtschaften und sich verpflichten, die 
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit in Überein- 
stimmung mit den Zielsetzungen von Artikel 1 
der Richtlinie 75/268/EWG ab der ersten Zah- 
lung der Ausgleichszulage noch mindestens fünf 
Jahre auszuüben. Der Betriebsinhaber kann von 
dieser Verpflichtung befreit werden, wenn er die 
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit einstellt 
und die weitere Bewirtschaftung der betreffen- 
den Flächen gewährleistet ist; er ist im Falle 
höherer Gewalt, insbesondere im Falle der Ent- 
eignung oder des Ankaufs im öffentlichen Inter- 
esse, von dieser Verpflichtung befreit. Außerdem 
ist der Betriebsinhaber, der eine allgemeine Al- 
tersrente bezieht, von dieser Verpflichtung be- 
freit. 

Im Gebiet des Mezzogiorno, einschließlich der 
Inseln, in den Gebieten der französischen über- 
seeischen Departments sowie in den griechi- 
schen Gebieten wird jedoch die landwirtschaftli- 
che Mindestnutzfläche je Betrieb auf 2 Hektar 
festgelegt. 

2. Für die Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Ausgleichszulage wird keinerlei Erstattung aus 
dem Fonds nach Artikel 26 gewährt, wenn der 
Betriebsinhaber eine allgemeine Altersrente be- 
zieht. 

3. Die Mitgliedstaaten können ergänzende Bedin- 
gungen oder Beschränkungen für die Gewäh- 
rung der Ausgleichszulage festlegen. 

Artikel 15 

1, Die Mitgliedstaaten bestimmen die Höhe der 
Ausgleichszulage unter Berücksichtigung des 
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Ausmaßes der die landwirtschaftliche Tätigkeit 
beeinträchtigenden ständigen natürlichen Nach- 
teile und in den nachstehenden Grenzen, ohne 
daß diese Ausgleichszulage jedoch weniger als 
20,3 ECU je GVE — oder gegebenenfalls in den 
unter Artikel 3 Abs. 3 der Richtlinie 75/268/EWG 
fallenden Gebieten je Hektar — betragen darf. 

a) Im Fall der Rinder-, Pferde-, Schaf- oder Zie- 
genhaltung berechnet sich die Zulage nach 
Maßgabe des Umfangs des Viehbestandes. 
Die Zulage darf nicht mehr als 97 ECU je 
GVE betragen. Der Gesamtbetrag der ge- 
währten Zulage darf 97 ECU je Hektar der 
gesamten Futteranbaufläche des Betriebs 
nicht übersteigen. Die Tabelle für die Um- 
rechnung von Rindern, Pferden, Schafen und 
Ziegen in GVE ist im Anhang enthalten. 
Kühe, deren Milch zur Vermarktung be- 
stimmt ist, können für die Berechnung der 
Zulage nur in den in Artikel 3 Abs. 3 der 
Richtlinie 75/268/EWG genannten Gebieten 
sowie in den in Artikel 3 Abs. 4 und 5 dieser 
Richtlinie genannten Gebieten, in denen die 
Milchproduktion einen wesentlichen Teil der 
Produktion der Betriebe ausmacht, in Be- 
tracht gezogen werden. 

Machen die Mitgliedstaaten von dieser Mög- 
lichkeit in den Gebieten im Sinne von Arti- 
kel 3 Abs. 4 und 5 der genannten Richtlinie 
Gebrauch, so darf die Anzahl der Milchkühe, 
die je begünstigten Betriebsinhaber für die 
Berechnung der Zulage in Betracht gezogen 
werden, zehn nicht übersteigen. 

b) In den Gebieten im Sinne von Artikel 3 Abs. 3 
berechnet sich die Zulage im Falle anderer 
Produktionen als der Rinder-, Pferde-, Schaf- 
und Ziegenhaltung nach Maßgabe der be- 
wirtschafteten Fläche, abzüglich der für die 
Ernährung des Viehs bestimmten Flächen 
sowie der Flächen für die Erzeugung von 
Weizen und von Äpfeln, Birnen oder Pfirsi- 
chen in Vollpflanzungen, die 50 Ar je Betrieb 
überschreiten. Sie darf 97 ECU je Hektar 
nicht überschreiten. 

2. Für die Produktionen oder für einen Teil davon, 
für die die in Absatz 1 Buchstabe b genannte 
Maßnahme in Betracht kommen kann, ist es den 
Mitgliedstaaten freigestellt, die Ausgleichszu- 
lage nicht zu gewähren. 

3. Nimmt der Empfänger einer Ausgleichszulage 
die Aufforstung der Gesamtheit oder eines Teils 
der Flächen vor, die als Grundlage für die Be- 
rechnung der Zulage dienen, so können diese 
Flächen während 15 Jahren ab dem Zeitpunkt 
der Aufforstung weiterhin für die Berechnung 
der Zulage berücksichtigt werden. 


Artikel 16 

In den in Artikel 13 Abs. 1 genannten benachtei- 
ligten Gebieten mit Entwicklungsmöglichkeiten für 
Fremdenverkehr oder Handwerk können die Inve- 
stitionen im Sinne von Artikel 4 auch bis zu einem 


Höchstbetrag von 35 000 ECU je Betrieb Investitio- 
nen im landwirtschaftlichen Betrieb im Bereich des 
Fremdenverkehrs oder des Handwerks umfassen. 
Die Mitgliedstaaten können diesen Betrag jedoch 
bis auf 52 500 ECU erhöhen, wenn der Erzeuger 
seine landwirtschaftliche Produktion, die einen Teil 
der gemäß Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe a definierten 
Erzeugungen ausmacht, wesentlich reduziert. 


Artikel 17 

1. In den in Artikel 13 Abs. 1 genannten Gebieten 
können die Mitgliedstaaten Beihilfen für kollek- 
tive Investitionen im Bereich der Futtermittel- 
produktion, -Verteilung und -lagerung sowie für 
die Verbesserung und Ausrüstung der gemein- 
sam genutzten Weiden und Almen gewähren. 

2. Die in Absatz 1 genannten Arbeiten können, 
falls dies wirtschaftlich gerechtfertigt ist, Maß- 
nahmen zur Entwässerung und Kleinbewässe- 
rung umfassen, einschließlich der Anlage von 
Wasserreservoirs (Reservoirs in Mittelgebirgsla- 
gen), sowie in den in Artikel 3 Abs. 3 der Richtli- 
nie 75/268/EWG genannten Berggebieten den 
Bau oder die Instandsetzung von für die Wan- 
dertierhaltung erforderlichen Unterständen. 

3. Die Höhe der in Absatz 1 genannten Beihilfen, 
die für eine Finanzierung aus dem Fonds in Be- 
tracht kommen, darf 100 000 ECU je kollektive 
Investition, 500 ECU je Hektar verbesserter oder 
ausgerüsteter Weide oder Alm und 5 000 ECU je 
Hektar Bewässerungsfläche nicht überschrei- 
ten. 


Artikel 18 

1. Um zum Abbau besonders schwerer strukturel- 
ler oder infrastruktureller Nachteile der Land- 
wirtschaft in den in Artikel 13 Abs. 1 genannten 
Gebieten beizutragen, können Sondermaßnah- 
men getroffen werden, um die gesamte Land- 
wirtschaft des betreffenden Gebiets im Einklang 
mit etwaigen gleichzeitig in den nichtlandwirt- 
schaftlichen Sektoren unternommenen Entwick- 
lungsmaßnahmen sowie mit den Erfordernissen 
des Umweltschutzes zu fördern. 

2. Diese Maßnahmen können unter anderem fol- 
gendes betreffen: 

a) Flurbereinigung, Be- und Entwässerung; 

b) Landeskulturmaßnahmen, Arbeiten zum Bo- 
denschutz und Wildbachverbauung; 

c) Aufforstung und Verbesserung abgewirt- 
schafteter Wälder, einschließlich der Erzeu- 
gung von hochwertigem Pflanzgut; 

d) bauliche Maßnahmen betreffend die ländli- 
che Infrastruktur, insbesondere Betriebs- 
und Verbindungswege, Strom- und Trinkwas- 
serversorgung sowie Maßnahmen zur Ratio- 
nalisierung der Wohngebäude auf dem Lande 
nach Maßgabe der Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebs. 
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3. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Verfahren des Artikels 43 des 
Vertrages die in diesem Artikel vorgesehenen 
Maßnahmen. 


Artikel 19 

1. Erforderlichenfalls kann der Rat nach dem Ver- 
fahren des Artikels 43 des Vertrages beschlie- 
ßen, eine oder mehrere der in Artikel 18 genann- 
ten Sondermaßnahmen in anderen als den in 
Artikel 13 Abs. 1 genannten Gebieten durchzu- 
führen. 

2. Wird von der in Absatz 1 genannten Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, so kann der Rat nach dem- 
selben Verfahren den betreffenden Mitglied- 
staat ermächtigen, in dem oder den betreffenden 
Gebieten unter den in Artikel 3 Abs. 3 und 4 fest- 
gelegten Bedingungen und Grenzen die Ausnah- 
meregelung gemäß Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe b 
in Anspruch zu nehmen. 


TITEL IV 

Maßnahmen der forstwirtschaftlichen Verbesse- 
rung in den landwirtschaftlichen Betrieben 


Artikel 20 

1. Die Mitgliedstaaten können den landwirtschaft- 
lichen Betrieben, die den Bedingungen von Arti- 
kel 2 Abs. 1 entsprechen, eine Beihilfe für die 
Aufforstung landwirtschaftlicher Flächen sowie 
die Verbesserung von Waldflächen gewähren, 
und zwar insbesondere für Ausdünnungsarbei- 
ten, die Anlage von Wind- und Brandschutzstrei- 
fen, den Bau von forstwirtschaftlichen Betriebs- 
wegen sowie die Melioration abgewirtschafteter 
Waldflächen. 

Zu diesen Investitionen gehören auch die Ko- 
sten für die Umrüstung landwirtschaftlichen Ge- 
räts zwecks seines Einsatzes für forstwirtschaft- 
liche Arbeiten. In den in Artikel 13 Abs. 1 ^- 
nannten Gebieten können die vorgenannten 
Maßnahmen auch landwirtschaftliche Betriebe 
betreffen, welche die Bedingung des Artikels 2 
Abs. 1 Buchstabe a nicht erfüllen. 

2. Die von den Mitgliedstaaten in Anwendung von 
Absatz 1 getätigten effektiven Ausgaben kom- 
men bis zu folgenden Höchstbeträgen für eine 
Erstattung aus dem Fonds in Betracht: 

— 2 300 ECU je Hektar für Aufforstung, 

— 2 000 ECU je Hektar für Verbesserung der 
Wälder (Ausdünnungsarbeiten, Anlage von 
Windschutzstreifen), 

— 150 ECU je Hektar für Brandschutzmaßnah- 
men, 

— 18 000 ECU je Kilometer für Forstwege. 


TITEL V 

Anpassung der Berufsausbildung an die Bedürf- 
nisse der modernen Landwirtschaft 

Artikel 21 

1. Die Mitgliedstaaten können, unabhängig von 
den Aktionen, die sie dem Sozialfonds einrei- 
chen können, in Gebieten, in denen sich dies als 
erforderlich erweist, eine besondere Beihilfere- 
gelung zur Verbesserung der landwirtschaftli- 
chen Berufsausbildung einführen. Diese Rege- 
lung kann folgende Maßnahmen umfassen: 

— Lehrgänge oder Praktika zur beruflichen 
Ausbildung und Weiterbildung von Betriebs- 
inhabern, mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen und landwirtschaftlichen Lohnarbeits- 
kräften, die das schulpflichtige Alter über- 
schritten haben; 

— Lehrgänge oder Praktika zur Ausbildung von 
Leitern und Verwaltern von Erzeugerge- 
meinschaften und Genossenschaften, soweit 
sich dies für die Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Organisation der Erzeuger sowie der 
Verarbeitung und Vermarktung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse des betreffenden 
Gebiets erforderlich erweist; 

— ergänzende Ausbildungslehrgänge mit einer 
Dauer von mindestens 300 Stunden, die es 
den jungen landwirtschaftlichen Betriebsin- 
habern und ihren Ehegatten ermöglichen, die 
Bedingungen betreffend die berufliche Quali- 
fikation zu erfüllen, die für die Gewährung 
der Beihilfen gemäß Artikel 7 vorgeschrieben 
sind. 

2. Die Beihilferegelung gemäß Absatz 1 umfaßt die 
Gewährung von Beihilfen 

a) für den Besuch der Lehrgänge oder Prakti- 
ka, 

b) für die Veranstaltung und Durchführung der 
Lehrgänge und Praktika, 

c) gegebenenfalls für die Errichtung von Zen- 
tren zur landwirtschaftlichen Berufsausbil- 
dung zugunsten benachteiligter Gebiete im 
Sinne von Artikel 13 Abs. 1, in denen derzeit 
keine solchen Zentren bestehen, — falls die 
Errichtung dieser Zentren für keine andere 
Gemeinschaftsbeihilfe in Betracht kommt — 
bis zu einem Höchstbetrag von 800 000 ECU 
je Zentrum aus dem Fonds. 

3. Die von den Mitgliedstaaten für die Gewährung 
der Beihilfen gemäß Absatz 2 Buchstaben a und 
b getätigten Ausgaben kommen bis zu einer 
Höhe von 6 000 ECU je Person, welche die Lehr- 
gänge oder Praktika abgeschlossen hat, für eine 
Erstattung durch den Fonds in Betracht. Die Ak- 
tionen, die einen Zuschuß aus dem Sozialfonds 
erhalten haben, kommen jedoch für eine finan- 
zielle Beteiligung nach diesem Artikel nicht in 
Betracht 

4. Lehrgänge oder Praktiken, die Teil normaler 
Programme oder Ausbildungsgänge an höheren 
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Schulen oder landwirtschaftlichen Hochschulen 
sind, gelten nicht als Maßnahmen im Sinne die- 
ses Artikels. 

Artikel 22 

1. Die Gemeinschaft kann im Rahmen des Fonds 
finanzieren: 

— die Durchführung von Mustervorhaben, mit 
denen den Landwirten die tatsächlichen 
Möglichkeiten von Produktionssystemen, 
-methoden und -techniken aufgezeigt werden 
sollen, die den Zielen der Beihilferegelung 
gemäß Artikel 3 Abs. 1 entsprechen; 

— die Maßnahmen, die auf Gemeinschafts- 
ebene zur Weiterverbreitung der Ergebnisse 
der Arbeiten und Versuche auf dem Gebiet 
der Verbesserung der Agrarstrukturen erfor- 
derlich sind; 

— Untersuchungen zur Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Effizienz der in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Maßnahmen. 

2. Die in Absatz 1 genannten Finanzierungen wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 25 be- 
schlossen. 


TITEL VI 

Allgemeine und Finanzbestimmungen 


Artikel 23 

1. Die gemeinsame Maßnahme ist bis zum 31. De-, 
zember 1994 befristet. 

2. Nach Ablauf von fünf Jahren nach Wirksamwer- 
den dieser Verordnung werden ihre Einzelhei- 
ten vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
überprüft. 

3. Die Gesamtkosten der gemeinsamen Maß- 
nahme zu Lasten des Fonds werden für die er- 
sten fünf Jahre auf 4 432 Mio. ECU veran- 
schlagt. 

Artikel 24 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis- 
sion 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften zur Durchführung dieser Ver- 
ordnung, einschließlich derjenigen betref- 
fend Artikel 8, 

— die bestehenden Vorschriften, die die Durch- 
führung dieser Verordnung ermöglichen kön- 
nen. 

2. Bei der Übermittlung der in Absatz 1 genannten 
Entwürfe und bereits in Kraft befindlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläutern 
die Mitgliedstaaten die Zusammenhänge, die auf 
regionaler Ebene zwischen der betreffenden 
Maßnahme und den wirtschaftlichen und agrar- 
strukturellen Verhältnissen bestehen. 


3. Bei den gemäß Absatz 1 erster Gedankenstrich 
mitgeteilten Entwürfen prüft die Kommission, 
ob im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dieser 
Verordnung und unter Berücksichtigung der 
Ziele dieser Verordnung sowie des notwendigen 
Zusammenhangs zwischen den verschiedenen 
Maßnahmen die Bedingungen für eine finan- 
zielle Beteiligung der Gemeinschaft an der in 
Artikel 1 genannten Maßnahme erfüllt sind. Bin- 
nen zwei Monaten nach der Mitteilung gibt die 
Kommission hierzu nach Anhörung des Ständi- 
gen Agrarstrukturausschusses eine Stellung- 
nahme ab. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Sinne 
des Absatzes 3 unmittelbar nach ihrer Verab- 
schiedung mit. 


Artikel 25 

1. Bei den gemäß Artikel 24 Abs. 1 zweiter Gedan- 
kenstrich und Abs. 4 mitgeteilten Vorschriften 
prüft die Kommission, ob im Hinblick auf ihre 
Vereinbarkeit mit dieser Verordnung und unter 
Berücksichtigung der Ziele dieser Verordnung 
sowie des notwendigen Zusammenhangs zwi- 
schen den verschiedenen Maßnahmen die Be- 
dingungen für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an der gemeinsamen Maßnahme 
erfüllt sind. Binnen zwei Monaten nach der Mit- 
teilung unterbreitet der Vertreter der Kommis- 
sion, nachdem der Ausschuß des EAGFL zu den 
finanziellen Aspekten gehört worden ist, dem 
Ständigen Agrarstrukturausschuß einen Ent- 
wurf einer diesbezüglichen Entscheidung. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt in- 
nerhalb einer Frist, die der Vorsitzende je nach 
der Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen be- 
stimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 45 Stimmen zu- 
stande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten wer- 
den nach Artikel 148 Abs. 2 des Vertrages gewo- 
gen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung 
nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme 
des Ausschusses, so wird sie dem Rat sofort mit- 
geteilt. In diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung ihrer Entscheidung bis zur Dauer 
von höchstens einem Monat nach dieser Mittei- 
lung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Abs. 2 des Vertrages binnen ei- 
ner Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 26 

1, Für eine Erstattung durch den Fonds kommen 
die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach den Artikeln 3 bis 7, 9 bis 17 
sowie 20 und 21 getätigten Ausgaben in Be- 
tracht. 
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2. Der Fonds vergütet den Mitgliedstaaten 25 % der 
erstattungsfähigen Ausgaben im Rahmen der in 
den Artikeln 3 bis 7, 13 bis 17 und 20 vorgesehe- 
nen Maßnahmen. 

Dieser Satz wird erhöht auf 
50 % bei Sonderbeihilfen für Betriebsinhaber 
unter vierzig Jahren gemäß Artikel 7, 

50 % bei der Ausgleichszulage gemäß Artikel 14 
in den griechischen, irischen und italieni- 
schen Gebieten, sowie in den ÜLG; 

50 % bei den Beihilfen gemäß Artikel 17 in den 
Gebieten im Sinne von Artikel 13 Abs. 1 in 
Griechenland, Italien und den ÜLG; 

50 % bei den Beihilfen gemäß Artikel 20. 

Außerdem kann der Fonds den Mitgliedstaaten 
bis zu 25 % der erstattungsfähigen Ausgaben im 
Rahmen der in den Artikeln 9 bis 12 und 21 vor- 
gesehenen Maßnahmen erstatten. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu Absatz 2 wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 13 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 27 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen 
Maßnahmen können für eine finanzielle Beteili- 
gung der Gemeinschaft nur in Betracht kom- 
men, wenn die sie betreffenden Rechtsvorschrif- 
ten Gegenstand einer befürwortenden Entschei- 
dung gemäß Artikel 25 gewesen sind. 

2. Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft er- 
streckt sich auf erstattungsfähige Ausgaben für 
Beihilfen, deren Gewährung nach dem Tage des 
Inkrafttretens dieser Verordnung beschlossen 
wurde. 


Artikel 28 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind 
bis zum L Juli des darauffolgenden Jahres bei 
der Kommission einzureichen. 

2. Über die Beteiligung des Fonds wird gemäß Ar- 
tikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
entschieden. 

3. Die Kommission kann Vorschüsse genehmigen. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 
13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 29 

1. Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden 
die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen 
und einzelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf 
diese Verordnung beziehen, im Rahmen eines 
Jahresberichts geprüft, den die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat vor- 
legt und für den die Mitgliedstaaten der Kom- 


mission alle erforderlichen Angaben übermit- 
teln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für 
die Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik notwendigen strukturellen Ent- 
wicklung, der Auswirkungen auf die Produkti- 
onsziele der Gemeinschaft, der Auswirkungen 
auf eine harmonische Entwicklung der Regio- 
nen der Gemeinschaft sowie der finanziellen 
Auswirkungen der in Frage stehenden Maßnah- 
men. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 des Vertrags die notwendi- 
gen Vorschriften. 


Artikel 30 

Die Mitgliedstaaten können ergänzende Bedin- 
gungen für die Durchführung der in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Beihilfemaßnahmen festlegen. 


Artikel 31 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Vorschriften dieser 
Verordnung innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Tag ihres Inkrafttretens nachzukommen. 

Gleichzeitig sehen sie Mittel und Wege für eine 
wirksame Kontrolle der Angaben vor, anhand derer 
die für eine Erstattung durch den Fonds in Betracht 
kommenden gezahlten Beihilfen berechnet wer- 
den. 

TITEL VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 32 

1. Die Richtlinien 

72/159/EWG über die Modernisierung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe, 

72/160/EWG zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und der Verwendung der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche für 
Zwecke der Strukturverbesserung, 

72/161/EWG über die sozio-ökonomische Infor- 
mation und die berufliche Qualifi- 
kation der in der Landwirtschaft tä- 
tigen Personen 

sowie die Artikel 4 bis 17 der Richtlinie 

75/268/EWG über die Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und in bestimmten benach- 
teiligten Gebieten 

sind mit Ablauf der in Artikel 31 genannten 

Übergangszeit auf Beihilfen, deren Gewährung 

nach diesem Zeitpunkt beschlossen wurde, nicht 

mehr anwendbar. Die unter Artikel 8 fallenden 
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Beihilfen, deren Gewährung nach diesem Zeit- 
punkt beschlossen wird und die den Bedingun- 
gen von Artikel 8 nicht entsprechen, sind unter- 
sagt. 

2. Die Richtlinie 75/268/EWG wird wie folgt geän- 
dert: 

a) „In Artikel 1 erhält der letzte Teil des ersten 
Satzes folgende Fassung: 

. ., sind die Mitgliedstaaten befugt, die in 
der Verordnung (EWG) Nr. . . . genannten 
Sonderbeihilfen zugunsten der landwirt- 
schaftlichen Tätigkeiten und zur Verbesse- 
rung der landwirtschaftlichen Einkommen in 
diesen Gebieten einzuführen.“ 

b) In Artikel 3 erhält Absatz 5 folgende Fas- 
sung: 

„5. Den benachteiligten Gebieten im Sinne 
dfeses Artikels können kleine, durch spe- 
zifische Nachteile gekennzeichnete Ge- 
biete gleichgestellt werden, in denen die 
Fortführung der Ausübung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit, gegebe- 
nenfalls unter besonderen Auflagen, aus 
Gründen der Erhaltung der Umwelt, zur 
Erhaltung der Landschaft und ihrer tou- 
ristischen Bestimmung oder aus Grün- 
den des Küstenschutzes erforderlich ist. 
Die Gesamtfläche dieser Gebiete darf in 
einem Mitgliedstaat 4 % der Gesamtflä- 
che des betreffenden Mitgliedstaats 
nicht übersteigen.“ 

Artikel 33 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1820/80 des Rates 
vom 24. Juni 1980 zur Förderung der landwirt- 
schaftlichen Entwicklung in den benachteiligten 
Gebieten von Westirland '^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3073/82 ®), wird 
wie folgt geändert: 

a) Artikel 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Im Rahmen der speziellen Maßnahme 
werden die Investitionsbeihilfen den Be- 
triebsinhabern gewährt, die den Bedin- 
gungen von Artikel 2 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr vom zur Ver- 

besserung der Wirksamkeit der landwirt- 
schaftlichen Strukturen entsprechen, 
und in deren Plan zur materiellen Ver- 
besserung ihrer Betriebe insbesondere 
die zur Fleischerzeugung bestimmte Rin- 
derhaltung und/oder die Schafhaltung 
begünstigt wird.“ 

Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Artikel 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Gewährung der Beihilfen gemäß Ar- 
tikel 10 Abs. 1 unterliegt den Artikeln 3 
bis 7 der Verordnung (EWG) Nr “ 


'^) ABI. Nr. L 180 vom 14. Juli 1980, S. 1 
®) ABI. Nr. L 325 vom 20. November 1982, S. 1 
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2. Die Verordnung (EWG) Nr. 1939/81 des Rates 
vom 30. Juni 1981 über ein integriertes Entwick- 
lungsprogramm für die schottischen Western 
Isles (Guter Hebrides) ^) wird wie folgt geän- 
dert: 

a) Artikel 1 Abs. 3 wird gestrichen. 

b) Artikel 5 Abs. 2 erster Gedankenstrich erhält 
folgende Fassung: 

die Bedingungen und Kriterien für die 
vorgesehenen Hilfemaßnahmen; sind In- 
vestitionshilfemaßnahmen für landwirt- 
schaftliche Betriebe vorgesehen, so un- 
terliegen sie den Artikeln 2 bis 7 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr des Rates vom 

zur Verbesserung der Wirksamkeit 

der landwirtschaftlichen Strukturen.“ 

c) In Artikel 5 Abs. 3 erhalten die dritte und 
vierte Zeile folgende Fassung: 

„. . . dem Verfahren des Artikels 25 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr nachdem der Stän- 

dige Agrarstrukturausschuß . , .“. 

3. Die Verordnung (EWG) Nr. 1940/81 des Rates 
vom 30. Juni 1981 über ein integriertes Entwick- 
lungsprogramm für das Departement Lozere ^®) 
wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 1 Abs. 3 wird gestrichen. 

b) Artikel 5 Abs. 2 erster Gedankenstrich erhält 
folgende Fassung: 

„ — die Bedingungen und Kriterien für die 
vorgesehenen Hilfemaßnahmen, sind In- 
vestitionshilfemaßnahmen für landwirt- 
schaftliche Betriebe vorgesehen, so un- 
terliegen sie den Artikeln 2 bis 7 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr des Rates vom 

zur Verbesserung der Wirksamkeit 

der landwirtschaftlichen Strukturen.“ 

c) In Artikel 5 Abs. 3 erhalten die dritte und 
vierte Zeile folgende Fassung: 

„ — . . . dem Verfahren des Artikels 25 der 

Verordnung (EWG) Nr nachdem 

der Ständige Agrarstrukturausschuß . . .“. 

4. Die Verordnung (EWG) Nr. 1942/81 des Rates 
vom 30. Juni 1981 zur Förderung der landwirt- 
schaftlichen Entwicklung in den benachteiligten 
Gebieten Nordirlands ^^) wird wie folgt geän- 
dert: 

a) Artikel 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Im Rahmen der speziellen Maßnahme 
werden die Investitionsbeihilfen den Be- 
triebsinhabern gewährt, die den Bedin- 
gungen von Artikel 2 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr vom zur Ver- 

9) ABI. Nr. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 6 

10) ABI. Nr. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 9 

11) ABI. Nr. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 17 
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besserung der Wirksamkeit der landwirt- 
schaftlichen Strukturen entsprechen, 
und in deren Plan zur materiellen Ver- 
besserung ihres Betriebs insbesondere 
die zur Fleischerzeugung bestimmte Rin- 
derhaltung und/oder die Schafhaltung 
begünstigt wird.“ 

Absatz 2 wird gestrichen, 

b) Artikel 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Gewährung der Beihilfen gemäß Ar- 
tikel 10 Abs. 1 unterliegt den Artikeln 3 
bis 7 der Verordnung (EWG) Nr “ 

5. Die Verordnung (EWG) Nr. 1944/81 des Rates 
vom 30. Juni 1981 über eine gemeinsame Maß- 
nahme zur strukturellen Anpassung und Moder- 
nisierung der Rind-, Schaf- und Ziegenfleischer- 
zeugung in Italien ^^) wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 2 Abs. 1 wird gestrichen. Absatz 2 
wird zu Absatz 1, Absatz 3 wird zu Absatz 2 
und erhält folgende Fassung: 

„2, Die Programme sowie deren etwaige An- 
passungen werden nach dem Verfahren 
des Artikels 25 der Verordnung (EWG) 
Nr des Rates vom zur Verbes- 

serung der Wirksamkeit der landwirt- 
schaftlichen Strukturen geprüft und ge- 
billigt.“ 

b) Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„1. Die Programme erstrecken sich auf fol- 
gende Maßnahmen: 

a) Beihilfen zur Modernisierung, Ratio- 
nalisierung und Errichtung von Stäl- 
len in landwirtschaftlichen Betrieben, 
die den Bestimmungen von Artikel 2 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) 

Nr entsprechen und aus deren 

Betriebsverbesserungsplan hervor- 
geht, 

— daß der Anteil des Verkaufs aus 
der Rind-, Schaf- und Ziegen- 
fleischerzeugung am Gesamtver- 
kauf des Betriebs nach Durchfüh- 
rung des Verbesserungsplans 
nicht abnimmt und 40 % des Ge- 
samtverkaufs des Betriebs über- 
steigt, 

— daß die Ställe den hygienischen 
und gesundheitspolizeilichen Ge- 
meinschaftsvorschriften entspre- 
chen.“ 

c) Artikel 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Gewährung der Beihilfen gemäß Ab- 
satz 1 Buchstaben a und b unterliegt den 
Artikeln 3 bis 7 der Verordnung (EWG) 
Nr “ 


6. Die Richtlinie 81/527/EWG des Rates vom 30. 
Juni 1981 über die Entwicklung der Landwirt- 
schaft in den französischen überseeischen De- 
partements ^^) wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 1 Abs. 2 wird gestrichen. 

b) In Artikel 2 Abs. 2 erhalten die dritte und 
vierte Zeile folgende Fassung: 

„. . . dem Verfahren des Artikels 25 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr des Rates vom 

zur Verbesserung der Wirksamkeit der land- 
wirtschaftlichen Strukturen, nachdem der 
Fondsausschuß gehört wurde.“ 

7. Die Verordnung (EWG) Nr. 1975/82 des Rates 
vom 19. Juli 1982 zur Beschleunigung der Agrar- 
entwicklung in bestimmten Gebieten Griechen- 
lands ^^) wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die in Absatz 1 Buchstaben a und b ge- 
nannten Beihilfen sowie die Beihilfen 
für den Kauf von Zuchttieren durch ein- 
zelne Betriebsinhaber gemäß Buchstabe 
c werden den Betrieben gewährt, die den 
Bedingungen von Artikel 2 Abs. 1 der 

Verordnung (EWG) Nr entsprechen, 

und aus deren Verbesserungsplan her- 
vorgeht, 

— daß sich die vorgesehenen Investitio- 
nen auf mindestens 2 500 ECU je Be- 
trieb belaufen, 

— daß der Anteil des Verkaufs aus der 
Rind-, Schaf- und Ziegenfleischerzeu- 
gung am Gesamtverkauf des Betriebs 
nach Abschluß des Verbesserungs- 
plans nicht abnimmt und 40 % des Ge- 
samtverkaufs des Betriebs über- 
steigt, 

— daß die Ställe den hygienischen und 
gesundheitspolizeilichen Gemein- 
schaftsvorschriften entsprechen.“ 

b) Artikel 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Gewährung der Beihilfen gemäß Ab- 
satz 1 Buchstaben a, b und c unterliegt 
den Artikeln 3 bis 7 der Verordnung 
(EWG) Nr “ 

8. Die Verordnung (EWG) Nr. 1945/81 des Rates 
vom 30. Juni 1981 zur Beschränkung der Investi- 
tionsbeihilfen in der Schweinemast und die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1946/81 des Rates vom 30. 
Juni 1981 zur Beschränkung der Investitionsbei- 
hilfen in der Milchproduktion werden aufgeho- 
ben. 

9. Die Änderungen der in den Absätzen 1 bis 8 
genannten Verordnungen und Richtlinien be- 


12) ABI. Nr. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 27 


13) ABI. Nr. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 28 

14) ABI. Nr. L 214 vom 22. Juli 1982, S. 1 
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treffen die Beihilfen, über deren Gewährung 
nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung beschlossen worden ist 


Artikel 34 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 
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Anhang 

In Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe a vorgesehene Tabelle für die Umrechnung von Rindern, Pferden, Schafen 
und Ziegen in Großvieheinheiten (GVE) 

Stiere, Kühe und sonstige Rinder von mehr als zwei Jahren 

Pferde von mehr als sechs Monaten 

Rinder von sechs Monaten bis zwei Jahren 

Schafe (Mutterschafe) 

Ziegen (Muttertiere) 

Die Koeffizienten für Schafe und Ziegen gelten für die Höchst- und Mindestbeträge je GVE, die in Artikel 7 
Abs. 1 definiert sind. 


1,0 GVE 
0,6 GVE 
0,15 GVE 
0,15 GVE 
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FINANZBOGEN 




Datum: 

1. 

Haushaltsposten: 310, 312 und 320 sowie die 
neuen Artikel 313 und 314 

Kredite: CE —312,4 Mio. ECU 

CP —310,6 Mio. ECU 

2. 

Bezeichnung des Vorhabens: Verordnung des Rates zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit 
der Agrarstruktur 

3. 

Juristische Grundlage: Artikel 43 des Vertrags 


4. 

Ziele des Vorhabens: Ersetzung und Ergänzung der Gesamtheit gemeinschaftlicher 

Maßnahmen von allgemeiner Bedeutung im Bereich der Agrarstruktur. 


5. Finanzielle Auswirkungen 

6. Ausgaben 

— Zu Lasten des EG-Haushaltes 
(Erstattungen/ Interventionen) 
— Zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

— Zu Lasten anderer nationaler 
Sektoren 

5.1. Einnahmen 

— Eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— Im nationalen Bereich 



Jahr 1985 

1986 

1987 

1988 

5.0.1. Vorausschau Ausgaben 

P. M. 

721 

834 

896 

5.1.1. Vorausschau Einnahmen 

— 

— 

— 

— 


5.2. Berechnungsmethode: Siehe Anhang 


6.0. 

Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel 
vorhandene Mittel 



6.1. 

Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden 



Haushalt 

— 

6.2. 

Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

— 

6.3. 

Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

JA 


Anmerkungen; Vorgeschlagene Verbuchung: 


Gliederung (Titel/Artikel) Art der Ausgabe 

Titel I, Il/Artikel 4 bis 12 OA 

Titel V/ Artikel 21 OA 

Titel V/ Artikel 22 NOA 

Titel IV/ Artikel 20 OA 

Titel III/Artikel 13 und 17 OA 


Artikel des Haushalts 

310 

312 

313 (neu) 

314 (neu) 

320 


Je 

Wirtschaftsjahr 


Laufendes 
Haushaltsjahr ( 


Kommendes 
Haushaltsjahr ( ) 
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Zusammenfassung der Kosten 
(in Mio. ECU) 



I. Rückvergütung des EAGFL 

Artikel 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

und 

später 

1. 

4 

Allgemeine Investitionen 

160 

252 

309 

364 



2. 

4 

Ergänzung It/Irl/Gr 

7 

11 

6 

5 



3. 

7 

Junglandwirte — Prämien 

51 

51 

51 

51 


255 



— Investitionen 

16 

26 

31 

37 


571 

4. 

9 

Buchführung 

5,5 

5,5 

5,5 

5,5 

5,5 

27,5 

5. 

10 

Zusammenschlüsse 

1,5 

1,5 

1,5 

1,5 

1,5 

7,5 

6. 

11 

Betriebshelferdienste 

1 

1 

2 

3 

3 

7 

7. 

12 

Betriebsführungsdienste 

— 

1 

1 

1 

1 

2 

8. 

13 

Ausgleichszulage 

213 

219 

223 

226 

230 

1 188 

9. 

17 

Gemeinschaftsinvestitionen 

6 

6 

6 

6 

6 

30 

10. 

20 

Forsten — Aufforstung 

63 

63 

63 

63 

63 

315 



— Verbesserungen 

169 

169 

169 

169 

169 

845 

11. 

21 

Ausbildung 

20 

20 

20 

20 

20 


12. 

22 

Information 

5 

5 

5 

5 

5 

25 

insgesamt 

721 

834 

896 

960 

1021 

9 059 


■ 

11. Einzelstaatliche Ausgaben 

Artikel 


1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

und 

später 

1. 

4 

Allgemeine Investitionen 



1234 

1454 

1663 


2. 

4 

Ergänzung It/Irl/Gr 

26 


24 

18 

17 


3. 

7 

Junglandwirte — Prämien 




102 





— Investitionen 

32 


62 

73 

83 


4. 

9 

Buchführung 

22 

22 

22 

22 

22 


5. 

10 

Zusammenschlüsse 

6 

6 

6 

6 

6 


6. 

11 

Betriebshelferdienste 

3 


8 

11 

13 

26 

7. 

12 

Betriebsführungsdienste 

1 


3 

4 

4 

9 

8. 

13 

Ausgleichszulage 

585 

600 

610 

620 

630 

3 250 

9. 

17 

Gemeinschaftsinvestitionen 

24 

24 

24 

24 

24 

120 

10. 

20 

Forsten — Aufforstung 

126 

126 

126 

126 

126 

630 



— Verbesserungen 

338 

338 

338 

338 

338 

1690 

11. 

21 

Ausbildung 

80 

80 

80 

80 

80 

400 

12. 

22 

Information 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . .' 

1 981 

2 399 

2 635 

2 874 

2 104 

30 550 
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N. B.: Die geschätzten Beträge für die Beihilfen zu Betriebsinvestitionen — Punkte 1, 2 und 3 — stützen 
sich auf die Kapitalbeihilfe. Die oben angegebenen Beträge berücksichtigen die Tatsache, daß mehrere 
Mitgliedstaaten die Beihilfe ganz oder teilweise in Form einer Zinsvergütung gewähren. Diese Art der 
Beihilfe verzögert einen bedeutenden Teil der Ausgaben, doch dafür ist die Gesamtausgabe deutlich 
höher. 

Die auf den folgenden Seiten unter den Punkten 1, 2 und 3 berücksichtigten Beträge werden nach ihrem 
Wert als „Kapitalbeihilfe“ ausgedrückt. Um diese Beträge in tatsächliche Ausgaben umzuwandeln, wurde 
angenommen, daß eine Subvention von 100 ECU ausgedrückt im Wert der „Kapitalbeihilfe“ für eine Inve- 
stition im Jahr X zu folgenden tatsächlichen Ausgaben führt (Durchschnitt der Gemeinschaft insge- 
samt): 

Jahr der Ausgabe: X X -h 1 X -h 2 X + 3 X + 4 X + 5 und mehr 

Ausgabe in ECU: 32,4 18,6 11,5 11,1 10,6 60,4 


Auf dieser Grundlage kann man folgenden Fälligkeitskalender der Ausgaben aufstellen (stets für eine 
jährliche Subvention von 100 ECU, im Wert der „Kapitalbeihilfe“ ausgedrückt): 




Jahr der einzelstaatlichen Ausgabe 


Investitionsj ahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

und später 

1985 

32,4 

18,6 

11,5 

11,1 

10,6 

60,4 

1986 

— 

32,4 

18,6 

11,5 

11,1 

71 

1987 

— 

— 

32,4 

18,6 

11,5 

82,1 

1988 

— 

— 

— 

32,4 

18,6 

93,6 

1989 


— 



32,4 

112,2 

1990 

— 

— 

— 

— 

— 

144,6 

1991 

— 

— 

— 

— 

— 

144,6 

1992 

— 

— 

— 

— 

— 

144,6 

1993 

— 

— 

— 

— 

— 

144,6 

1994 

— 

— 

— 

— 

— 

144,6 


32,4 

51 

62,5 

73,6 

84,2 

1 142,3 









TITEL I 

Beihilfe für Betriebsinvestitionen 
1. Allgemeine Beihilfen (Artikel 4 und 16) 



Benach- 

teiligte 

Gebiete 

Sonstige 

Gebiete 

— Jährliches erstattungsfähi- 
ges Volumen der Investition 
(Mio. ECU) 

1 621 

5 435 

davon *) 

— Gebäude 

556 

2 119 

— Sonstige Investitionen . . 

1065 

3 316 

— Beihilfesatz — Gebäude . . . 

45 % 

35 % 

Sonstiges . . 

30% 

20% 

— Erstattungsfähige Gesamt- 
beihilfe (Mio. ECU) 

570 

1405 

— Beteiligung des EAGFL 

25 % 

25 % 

— Jährliche Gesamtkosten des 
EAGFL (Mio. ECU) 

143 

351 
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N. B,: Die wie oben geschätzten jährlichen Gesamt- 
kosten können stark schwanken, vor allem in Ab- 
hängigkeit von 

— der Wirtschaftslage und den landwirtschaftli- 
chen Einkommen, 

— den tatsächlichen Möglichkeiten der Produk- 
tionsumstellung, 

— dem realen Ausmaß der Beschränkungen, die 
sich aus den verschiedenen Vorschriften über 
die Erstattungsfähigkeit der Investitionen durch 
eine gemeinschaftliche Beihilfe ergeben, 

— den einzelstaatlichen Anwendungsvorschriften. 


2. Befristete zusätzliche Beihilfe für Griechenland, 
Irland und Italien 

(Artikel 4, nur für das erste Jahr) 



Benach- 

teiligte 

Gebiete 

Sonstige 

Gebiete 

— Jährliches erstattungsfähi- 
ges Volumen der Investition 
(Mio. ECU) 

380 

423 

— Zuschlag zum Beihilfesatz . 

10 % 

10% 

— Erstattuhgsfähige Gesamt- 
beihilfe (Mio. ECU) 

38 

42 

— Beteiligung des EAGFL 

25 % 

25% 

— Jährliche Gesamtkosten des 
EAGFL (Mio. ECU) 

10 

n 


*) Die Schätzungen basieren auf Angaben des Infor- 
mationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen 
(INLB). 


3. Beihilfen für Junglandwirte (Artikel 7) 

— Prämie für die Betrieb sübemahme 

— Anzahl der jährlichen Betriebsübernahmen 
junger Landwirte: 64 000 

Wegen des fakultativen Charakters dieser 
Bestimmung kann man jedoch annehmen, 
daß nur etwa 20% dieser jungen Landwirte 
die Prämie erhalten wird. 

— Höchstprämie (ECU) 

— Durchschnitts- 
prämie (ECU) 8 000 

— Erstattungsfähige 
Gesamtbeihilfe 

unter diesem Titel 8 000 x 64 x 20% 
- 102 Mio. ECU 

— Beteiligung des EAGFL 50% 

— Jährliche Gesamtkosten 

des EAGFL 51 Mio. ECU 


— Zusätzliche Investitionsbeihilfe 



Benach- 

teiligte 

Gebiete 

Sonstige 

Gebiete 

— Jährliches erstattungsfähi- 
ges Volumen der Investi- 
tion*) 

376 

1 088 

davon: 

— Gebäude (Mio. ECU) 

143 

398 

— Sonstige Investitionen . . 

233 

610 

— Zuschlag zum Beihilfesatz: 



— Gebäude 

1125% 

8,75% 

— Sonstiges 

7,5 % 

5 % 

— Erstattungsfähige Gesamt- 
beihilfe (Mio. ECU) 

34 

65 

— Beteiligung des EAGFL 

50% 

50% 

— Jährliche Gesamtkosten des 
EAGFL (Mio. ECU) 

11 

M 


*) Die Schätzungen basieren auf Angaben des Infor- 
mationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen 
(INLB). 


TITEL II: 

Sonstige Maßnahmen für landwirtschaftliche 
Betriebe 

4. Buchführung (Artikel 9) 

Diese Maßnahme ersetzt den Artikel 11 der Richtli- 
nie Nr. 72/159. Die Beihilfe wird von 787 ECU auf 
1 000 ECU, d. h. um 27 % erhöht. Die Rückvergütun- 
gen für diese Beihilfe ändern sich gegenwärtig 
nicht — etwa 4,3 Mio. ECU jährlich. 

Die Kosten werden im ersten Jahr der Anwendung 
um 27% zunehmen, d. h. auf 5,5 Mio, ECU jährlich, 
um sich danach wieder zu stabilisieren. 


5. Zusammenschlüsse (Artikel 10) 

sich auf 10 000 : 5 = 2 000 ECU während fünf Jahre. 
Unter der Annahme, daß sich die Bildung dieser 
Dienste auf die ersten fünf Jahre erstreckt, werden 
sich die Kosten wie folgt belaufen (Mio. ECU): 


6. Betriebshelferdienste (Artikel 11) 

Hauptberufliche Betriebsinhaber = 2,2 Mio., wovon 
etwa 10% Betriebshelferdienste benützen. Darunter 
benötigen etwa 3% jederzeitigen Ersatz. Die Anzahl 
der nötigen Betriebshelfer beläuft sich also auf 2,2 
Mio. X 10% X 3% = 6 600. Die durchschnittlichen 
jährlichen Kosten für einen Betriebshelfer belaufen 
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sich auf 10 000 : 5 = 2 000 ECU während fünf Jahre. 
Unter der Annahme, daß sich die Bildung dieser 
Dienste auf die ersten fünf Jahre erstreckt, werden 
sich die Kosten wie folgt belaufen (Mio. ECU): 


Jahr 

Einzelstaatliche 

Kosten 

Rückvergütung 
des EAGFL 

0 

2,6 

— 

1 

5,3 

0,7 

2 

7,9 

1,3 

3 

10,6 

2 

4 

13,2 

2,6 

5 

10,6 

3,3 

6 + 

15,8 

6,6 


Ausgaben kann man für die ersten fünf Jahre fol- 
gende Schätzungen annehmen (Mio. ECU): 


Jahr 

Einzelstaatlic 

he Ausgaben 

Rückvergütung 
des EAGFL 
(Gr/Irl/It 
- 50 %; 
Andere MS 

25 %) 

Gr/Irl/It 

Andere MS 

0 

265 

320 

— 

1 

275 

325 

212,5 

2 

280 

330 

218,8 

3 

285 

335 

222,5 

4 

290 

340 

226,3 

5 

p. m. 

p. m. 

230 


7. Betriebsführungsdienste (Artikel 12) 

Hauptberufliche Betriebsinhaber = 2,2 Mio., davon 
werden etwa 5% Gebrauch von dieser Dienstlei- 
stung machen. 

Wenn ein Angehöriger dieses Dienstes 50 Betriebe 
betreuen kann, beläuft sich die Anzahl der notwen- 
digen Angestellten auf 2,2 Mio. x 5%: 50 = 2 200. 
Die durchschnittlichen jährlichen Kosten für einen 
Angestellten belaufen sich auf 10 000 : 5 = 2 000 
ECU während fünf Jahre. 

Unter der Annahme, daß sich die Bildung dieser 
Dienste auf die ersten fünf Jahre erstreckt, werden 
sich die Kosten wie folgt belaufen (Mio. ECU): 


Jahr 

Einzelstaatliche 

Kosten 

Rückvergütung 
des EAGFL 

0 

0.9 

— 

1 

1,8 

0,2 

2 

2,6 

0,5 

3 

3,5 

0,7 

4 

4,4 

0,9 

5 

3,5 

1,1 

6-h 

5,3 

2,2 


TITEL III 

Besondere Maßnahmen zugunsten der 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten 


8. Ausgleichszulage (Artikel 13) 

Auf der Grundlage der gegenwärtigen Ausgaben im 
Rahmen der Richtlinie Nr. 75/268 und unter Be- 
rücksichtigung einer gewissen Entwicklung der 


9. Gemeinschaftsinvestitionen (Artikel 17) 

Diese Maßnahme ersetzt den Artikel 11 der Richtli- 
nie 75/268. Aufgrund der gegenwärtigen Ausgaben 
unter diesem Titel kann man folgende Schätzungen 
anstellen (jährlicher Durchschnitt, Mio. ECU): 

Einzelstaatliche Ausgaben 24 

Vergütungssatz 25 % 

Kosten des EAGFL _6 

NB: Für die unter Artikel 18 vorgesehenen Sonder- 
maßnahmen sollen individuelle Finanzbogen bei 
der Übermittlung der eingehenden Vorschläge an 
den Rat aufgestellt werden. 


TITEL IV: 

Forstverbesserung in den landwirtschaftlichen 
Betrieben 


10. Beihilfen zur Aufforstung und zur 
Forstverbesserung (Artikel 20) 


— Aufforstung 

Der Anreiz zur Aufforstung landwirtschaftlicher 
Flächen wird seine volle Wirkung in den benach- 
teiligten Gebieten entfalten, wo die Betriebsin- 
haber in den Genuß sowohl der Aufforstungsbei- 
hilfe wie auch der Ausgleichszulage kommen 
können (Artikel 15 Abs. 3). Wenn man von den 
Einheiten (GVE oder ha) ausgeht, für die gegen- 
wärtig die Ausgleichszulage gewährt wird, näm- 
lich 11 Mio., so kan man schätzen, daß jedes Jahr 
etwa 0,5 % der Flächen auf geforstet werden. 


Erstattungsfähige Kosten 
Jährliche Kosten der MS 


Rückvergütung des EAGFL 


2 300 ECU/ha 
11 Mio. X 0,5 
X 2 300 ECU 
126 Mio. ECU 
126 X 50% = 
63 Mio. ECU 
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— Wiederaufforstung und Verbesserung 

In den 9 bis 15 Mio. ha Bauernwald werden schätzungsweise folgende Arbeiten ausge- 
führt: 


Arbeiten 

Jahresleistung 

Erstattungsfähige 

Kosten 

Jährliche 
Kosten MS 

Rückvergütung 
des EAGFL 

Wiederaufforstung 

50 000 ha 

2 300 ECU/ha 

115 

57,5 

Verbesserung 

100 000 ha 

2 000 ECU/ha 

200 

100 

Schutzmaßnahmen 

30 000 ha 

150 ECU/ha 

4,5 

2,3 

Wegebau 

1 000 km 

18 000 ECU/km 

18 

9 




337,5 

168,8 







TITEL V 

Anpassung der Berufsbildung 


11. Bildung (Artikel 21) 

— Für die Kurse und Praktika, die nach den beiden 
ersten Gedankenstrichen des Artikels 21 Abs. 1 
vorgesehen sind, können aufgrund der gegen- 
wärtigen Ergebnisse im Rahmen der Richtlinie 
Nr. 72/161 folgende Kosten veranschlagt wer- 
den: 

Jährlich besuchen 100 000 Personen Kurse oder 
Praktika zu Durchschnittskosten von 400 ECU, 
d. h. insgesamt 40 Mio. ECU, wovon der EAGFL 
25% erstattet, d. h. insgesamt 10 Mio. ECU. 

— Für die nach dem dritten Gedankenstrich des 
Artikels 22 Abs. 1 vorgesehenen Kurse müssen 
deutlich höhere Durchschnittskosten veran- 
schlagt werden, nämlich 5 000 ECU je Person. 


Unter 3. wurde geschätzt, daß 20% der 64 000 
Junglandwirte jährlich eine Prämie für die Be- 
triebsübernahme erhalten werden. Wenn die 
Hälfte dieser Junglandwirte eine zusätzliche 
Ausbildung benötigt, werden folgende Kosten 
entstehen: 

64 000 X 20%: 2 x 5 000 ECU = 32 Mio. ECU, 
wovon der EAGFL 25 % zurückerstattet, d. h. 8 
Mio. ECU jährlich. 

— Für die Ausbildungszentren kann man mit 
Durchschnittskosten von 800 000 ECU bei 10 
Zentren jährlich rechnen, d. h. mit Gesamtko- 
sten von 8 Mio. ECU/Jahr, wovon der EAGFL 2 
Mio. ECU erstattet. 


12. Information (Artikel 22) 

Unter diesem Titel wird eine jährliche Ausstattung 
von 5 Mio. ECU vorgeschlagen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 355/77 über eine gemeinsame Maßnahme zur Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungsbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1820/80 zur Förderung der iandwirtschaftiichen Entwicklung in den benachteiligten 
Gebieten von Westlrland 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — * 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 42, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des 
Rates ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 3164/82^), ist für die Durchführung der 
mit der Verordnung Nr. 355/77 genannten gemein- 
samen Maßnahme eine Laufzeit von sieben Jahren, 
gerechnet ab 1. Januar 1978 vorgesehen. 

Um die für die Maßnahme gemäß Artikel 6 Abs. 2 
Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 betreffend die 'Finanzie- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik^) festgelegte 
Zielsetzung zu erreichen, empfiehlt es sich, die vor- 
gesehene Laufzeit für die Durchführung dieser 
Maßnahme gemäß Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/79 zu verlängern: 

Gleichzeitig erscheint es angezeigt, die gemeinsame 
Maßnahme an die Erfordernisse der gemeinsamen 
Agrarpolitik und insbesondere an die Marktsitua- 
tion zahlreicher landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
anzupassen und dabei den Erfahrungen mit der An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 Rech- 
nung zu tragen. Es empfiehlt sich daher, die Aus- 
wahlkriterien der Programme zu verschärfen. 

Alle landwirtschaftlichen Hauptbereiche sind ge- 
genwärtig durch genehmigte Programme im Sinne 
der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 abgedeckt. Die 
meisten dieser Programme oder ihre Genehmigung 
läuft am Ende des ursprünglich für die Durchfüh- 
rung der gemeinsamen Maßnahme vorgesehenen 
Zeitraumes aus. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß die Aktuali- 
sierung dieser Programme oder die Ausarbeitung 


1) ABI, Nr. L . . . 

2) ABI. Nr. L . . . 

2) ABI. Nr. L 51 vom 23. Februar 1977, S. 1 
^) ABI. Nr, L 332 vom 27. November 1982, S. 1 
5) ABI. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 


neuer Programme für die gleichen Bereiche beson- 
deren Erfordernissen Rechnung tragen muß und 
die Einführung von Programmen in Bereichen, für 
die noch keine Programme genehmigt wurden, sich 
auf neue Produkte und Technologien und auf Pro- 
gramme, die die vom Rat zugunsten bestimmter 
schwieriger Gebiete der Gemeinschaft beschlosse- 
nen spezifischen Maßnahmen verstärken, konzen- 
trieren muß. 

Die Entwicklung der Forstwirtschaft ist ein wichti- 
ges Mittel zur Anpassung der Agrarstruktur. Es er- 
scheint angezeigt, den Anwendungsbereich der 
Maßnahme auf diese Bereiche auszudehnen. 

Es erscheint angezeigt, die für Italien und Grie- 
chenland geltenden besonderen Bedingungen auch 
auf die benachteiligten Gebiete Westirlands und der 
ÜLG auszudehnen. Infolgedessen ist auch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1820/80 des Rates®) entspre- 
chend zu ändern. 

Die Bedeutung des Bereichs der Nahrungsmittelin- 
dustrie, insbesondere in bezug auf neue Verarbei- 
tungstechniken, namentlich in den benachteiligten 
Gebieten, die Nutzung der Energie und die Wieder- 
nutzbarmachung von Rückständen und Abfällen 
bei der Verarbeitung müssen gefördert werden. Es 
ist deshalb angezeigt, den Anwendungsbereich der 
Maßnahme auch auf diese Bereiche auszudehnen. 

Durch den Kauf von Ernte- und Sammelmaschinen 
kann die Versorgung mit Rohstoffen gefördert und 
damit die Durchführung bestimmter Vorhaben bes- 
ser gewährleistet werden. 

Das Verfahren zur Erweiterung der Vorhaben auf 
nicht im Anhang II des Vertrages enthaltene Er- 
zeugnisse sollte aufgelockert werden. Demzufolge 
ist es angebracht, daß die Kommision über diese 
Erweiterung entscheidet. 

Um den erfolgreichen Abschluß der genehmigten 
Vorhaben sicherzustellen, empfiehlt es sich, die 
Voraussetzungen für ihre Genehmigung und ihre 
Durchführung näher zu regeln. 

Eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an 
Vorhaben, die Programme betreffen, deren vorgese- 
hene Laufzeit oder deren Genehmigung vor dem 
31. Dezember 1984 auslaufen, kann nach diesem Da- 
tum nur gewährt werden, wenn ein neues Pro- 
gramm oder ein überarbeitetes Programm geneh- 
migt ist. 


6) ABI. Nr. L 180 vom 14. Juli 1980, S. 1 
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Angesichts der Notwendigkeiten der Verbesserung 
der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse wird für die Be- 
teiligung der Gemeinschaft ein Betrag von jährlich 
360 Mio. ECU geschätzt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 wird wie folgt 
geändert: 

1. Im Titel werden die Worte „und für Erzeug- 
nisse der Fischerei“ hinzugefügt. 

2. In Artikel 2 werden die zwei ersten Sätze Ab- 
satz 1. Die nachstehenden Absätze werden an- 
gefügt: 

„2. Ist die Frist für die Durchführung eines 
nach Artikel 5 genehmigten Programms 
oder die Zeitspanne, für die ein Programm 
nach Artikel 5 genehmigt worden ist, abge- 
laufen, so kann die Aktualisierung eines 
Programms, das abgelaufen ist oder dessen 
Genehmigung ungültig geworden ist, oder 
ein neues Programm mit gleichen Zielset- 
zungen von der Kommission nur geneh- 
migt werden, wenn sich dieses neue Pro- 
gramm oder die Aktualisierung des Pro- 
gramms neben den in Artikel 3 genannten 
Angaben auf eine Bilanz erstreckt über 

— den Stand der Durchführung des ge- 
nehmigten Programms einschließlich 
der öffentlichen Mittel, die dafür zur 
Verfügung gestellt sind, 

— die Entwicklung der Lage betreffend 
die Verarbeitung und Vermarktung der 
Erzeugnisse, auf die sich das Programm 
bezieht. Diese Entwicklung muß erken- 
nen lassen, daß für die Aktualisierung 
des Programms oder ein neues Pro- 
gramm eine besondere Notwendigkeit 
besteht. 

3. Ab 1. Januar 1985 — für Griechenland ab 
1. Januar 1986 — können die erstmals ein- 
gereichten Programme oder die Nachträge 
zu bestehenden Programmen nur geneh- 
migt werden, wenn sie 

— Erzeugnisse, die für neue Absatzmög- 
lichkeiten bestimmt sind, oder neue 
Technologien betreffen, 

— Bedürfnissen auf gebietlicher Ebene 
entsprechen und insbesondere zum Er- 
folg von Gemeinschaftsmaßnahmen zur 
Entwicklung der betreffenden Gebiete 
beitragen. 

4. Der betreffende Mitgliedstaat gibt für je- 
des der in den Absätzen 2 und 3 genannten 


Programme die ihm gegenüber den bereits 
eingereichten Programmen eingeräumte 
Priorität an.“ 


3. Der Artikel 3 Abs. 1 erster Satz erhält folgende 
Fassung: 

„1. Die Programme müssen erkennen lassen, 
daß sie zur Erreichung der Ziele der ge- 
meinsamen Agrarpolitik und insbesondere 
zum guten Funktionieren der Agrarmärkte 
beitragen. Außerdem müssen sie minde- 
stens folgende Angaben enthalten:“ 


4. Der Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b dritter Gedan- 
kenstrich erhält folgende Fassung: 

„ — die Lage auf dem Sektor Verarbeitung und 
Vermarktung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse, auf die sich das Programm in 
dem von dem Programm betroffenen Ge- 
biet sowie auf staatlicher Ebene bezieht, 
insbesondere vorhandene Kapazitäten der 
betreffenden Unternehmen und ihres 
Standorts“; 


5. In Artikel 3 Abs. 1 wird am Ende von Buchsta- 
be e folgendes angefügt: 

. . und finanzielle Beteiligung des Mitglied- 
staats;“ 


6. In Artikel 6 Abs. 1 wird folgender Wortlaut an- 
gefügt: 

„d) Überprüfung der technisch-wirtschaftli- 
chen Anwendbarkeit neuer Verarbeitungs- 
techniken der Industrie (Modellvorhaben) 
und insbesondere Entwicklung neuer Er- 
zeugnisse und Nebenerzeugnisse vor allem 
in benachteiligten Gebieten; 

e) Energieeinsparung oder Beseitigung, Wie- 
dergewinnung und Weiterverarbeitung der 
Herstellungsrückstände und -abfälle der 
unter den Buchstaben a, b, c und d genann- 
ten Einrichtungen; 

f) Ernte von Grunderzeugnissen der Boden- 
bewirtschaftung und der Sammlung der 
Erzeugnisse der Viehhaltung, soweit es 
sich um folgendes handelt: 

— erster Erwerb; 

— die Maschinen machen nicht einen 
überwiegenden Teil der Gesamtinvesti- 
tion des Vorhabens aus; 

— die Investitionen sind wesentlich für 
Vermarktung und Verarbeitung und 

— die Anschaffung der Maschinen ist 
wirtschaftlich gerechtfertigt.“ 
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7. Der Artikel 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Soweit erforderlich, kann die Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 22 be- 
schließen . . 

8. Der Artikel 7 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt: 

, . und dem Erzeuger des Grunderzeugnisses 
wirtschaftliche Vorteile gewährleistet.“ 

9. An Artikel 9 wird nachstehender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„3. Von der in Absatz 1 genannten Bedingung 
kann jedoch im Fall von Modell- oder Ver- 
suchsvorhaben oder von hochriskanten 
Vorhaben, die sich auf neue Technologien 
oder Erzeugnisse, die für neue Absatzmög- 
lichkeiten bestimmt sind.“ 

10. Der Artikel 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Für die Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahme sind, vom 1. Januar 1985 an ge- 
rechnet, zehn Jahre vorgesehen.“ 

11. In Artikel 16 erhält Absatz 3 folgende Fas- 
sung: 

„3. Die voraussichtlichen Kosten der gemein- 
samen Maßnahme zu Lasten des Fonds be- 
laufen sich für die Zeit vom 1. Januar 1985 
bis 31. Dezember 1989 auf 1,750 Mrd. ECU, 
d. h. sie werden auf jährlich 350 Mio. ECU 
veranschlagt. Bei diesem Betrag handelt es 
sich um einen Richtwert.“ 

12. Der Artikel 17 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Bei jedem Vorhaben beträgt im Verhältnis 
zur getätigten Investition 

a) die finanzielle Beteiligung des Begün- 
stigten mindestens 50%. Sie wird jedoch 
verringert auf 

— 35% bei den in Languedoc-Roussil- 
lon durchgeführten Vorhaben und 
bei Wein betreffenden Vorhaben, die 
in den Departements Vaucluse, Bou- 
ches-du-Rhöne, Var, Ardeche und 
Dröme durchgeführt werden; 

— 25% bei den im Mezzogiorno, in den 
benachteiligten Gebieten von West- 
irland, in allen Gebieten Griechen- 
lands, außer dem von Groß- Athen, 
und in den französischen überseei- 
schen Departements durchgeführ- 
ten Vorhaben; 

b) die finanzielle Beteiligung des Mitglied- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet das Vor- 
haben durchzuführen ist, mindestens 
5%; 


c) der vom Fonds gewährte Zuschuß höch- 
stens 

— 50 % bei den im Mezzogiorno, in den 
benachteiligten Gebieten von West- 
irland, in allen Gebieten Griechen- 
lands, außer dem von Groß-Athen, 
und in den französischen überseei- 
schen Departements durchgeführ- 
ten Vorhaben; 

— 35% bei dem in Languedoc-Roussil- 
lon durchgeführten Vorhaben und 
bei Wein betreffenden Vorhaben, die 
in den Departements Vaucluse, Bou- 
ches-du-Rhone, Var, Ardeche und 
Dröme durchgeführt werden; 

— 25% bei den übrigen Gebieten. Die 
Kommission kann jedoch diesen 
Prozentsatz nach dem Verfahren 
des Artikels 22 auf höchstens 30% 
erhöhen, wenn es sich um die in Ar- 
tikel 11 Buchstabe c genannten Vor- 
haben handelt.“ 


13. Absatz 3 von Artikel 17 wird gestrichen. 

14. Artikel 17 a wird gestrichen. 

15. Artikel 19 Abs. 2 zweiter Unterabsatz dritter 
Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„ — wenn der Begünstigte entgegen den in sei- 
nem Antrag und in der Entscheidung über 
die Zuschußgewährung enthaltenen Anga- 
ben 

— nicht binnen einer Frist von einem Jahr 
mit der Durchführung der Arbeiten be- 
ginnt, 

— diese Arbeiten nicht binnen einer Frist 
von drei Jahren nach Mitteilung der 
Kommissionsentscheidung abschließt.“ 

16. In Artikel 19 Abs. 2 zweiter Unterabsatz wird 
nachstehender Gedankenstrich angefügt: 

„ — wenn der Begünstigte die Ausrüstungen 
und Anlagen, für die der Fonds Zuschüsse 
gewährt hat, binnen einer Frist von sechs 
beziehungsweise zehn Jahren nach ihrem 
Erwerb oder nach Abschluß der Arbeiten 
ohne vorherige Genehmigung durch die 
Kommission verkauft.“ 

17. In Artikel 19 wird nachstehender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„6. Die Kommission beschließt die Kriterien 
für die Auswahl der Vorhaben unter Be- 
rücksichtigung der Marktsituation für die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Die Kri- 
terien werden im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht.“ 
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18. In Artikel 20 Abs. 1 erhält der zweite Satz fol- 
gende Fassung: 

„Dieser Bericht wird vorgelegt.“ 

19. In Artikel 24 Abs. 4 wird das Datum „30. April 
1984“ durch „30. April 1995“ ersetzt. 


20. In Artikel 24 wird nachstehender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„5. Für Vorhaben, die Teil der Programme ge- 
mäß Artikel 2 sind, deren geplante Laufzeit 
oder deren Genehmigungsfrist gemäß Arti- 
kel 5 vor dem 31. Dezember 1984 ausläuft 
und über die vor diesem Zeitpunkt noch 
keine Entscheidung gemäß Artikel 14 er- 
gangen ist, kann der Fonds einen Zuschuß 
erst gewähren, wenn ein neues Programm 
oder eine Aktualisierung des Programms 
nach dem Verfahren des Artikels 2 Abs. 2 
und 3 genehmigt ist.“ 


21. Nach Artikel 24 wird ein Titel V mit folgendem 

Wortlaut angefügt: 

„Titel V. Vermarktung und Verarbeitung von 

Erzeugnissen der Forstwirtschaft. 

Artikel 25 

1. Zur Verbesserung der landwirtschaftlichen 
Strukturen durch eine Entwicklung der 
Forstwirtschaft können die in Artikel 2 ge- 
nannten Programme auch die Entwicklung 
und die Rationalisierung der Vermarktung 
und Verarbeitung von Erzeugnissen oder 
von Verarbeitungserzeugnissen der Forst- 
wirtschaft betreffen. 

2. Artikel 2 Abs. 4 sowie die Artikel 3 bis 5 fin- 
den auf die in Absatz 1 genannten Pro- 
gramme entsprechende Anwendung. 


Artikel 26 

Die Artikel 6, 8 bis 11, 13 bis 16, Abs. 1 und 2 
sowie Artikel 17 bis 22 finden auf Vorhaben be- 
treffend die Vermarktung oder die Verarbei- 
tung von Erzeugnissen oder Verarbeitungser- 
zeugnissen der Forstwirtschaft entsprechende 
Anwendung. 

Artikel 27 

1. Die voraussichtlichen Kosten der in diesem 
Titel vorgesehenen Maßnahme zu Lasten 
der Gemeinschaft belaufen sich für die Zeit 
vom 1. Januar 1985 bis 31. Dezember 1989 
auf 50 Mio. ECU, d. h. sie werden auf jähr- 
lich 10 Mio. ECU veranschlagt. Bei diesem 
Betrag handelt es sich um einen Richtwert. 

2. Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 
129/78 des Rates sowie der Artikel 8 und 9 
der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 finden auf 
die in diesem Titel vorgesehene Maßnahme 
entsprechende Anwendung.“ 


22. Artikel 25 wird Artikel 28. 


Artikel 2 

Der Artikel 19 der Verordnung (EWG) Nr. 1820/80 
wird gestrichen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1985 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


^) ABI. Nr. L 20 vom 25. Januar 1978, S. 16 
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FINANZBOGEN 



Datum: 


1. Haushaltsposten: 301 


C. A. 164 Mio. ECU 
RA. 56,5 Mio. ECU 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
355/77 


Juristische Grundlage: Artikel 43 und 235 des Vertrages 


4. Ziele des Vorhabens: Anpassung der Verordnung (EWG) Nr. 355/77, um den Anforderungen der 
gemeinsamen Agrarpolitik besser zu entsprechen. 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0. Ausgaben 

— Zu Lasten des EG-Haushaltes 
(Erstattungen/Interventionen) 
— Zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

— Zu Lasten anderer nationaler 
Sektoren 

5.1. Einnahmen 

— Eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— Im nationalen Bereich 


Je Laufendes Kommendes 

Wirtschaftsjahr Haushaltsjahr ( ) Haushaltsjahr ( 




1 

Jahr 1985 

1 

1986 

1 

1987 

1988 

5.0.1. Vorausschau Ausgaben 

C.A. 

350 

350 

350 

350 

5.1.1. Vorausschau Einnahmen 

R A. 

— 

— 

— 

— 

5.2. Berechnungsmethode: Zur Schätzung der Zahlungsermächtigung wird 
fünfjährigen Zahlung nach folgendem Schema ausgegangen: 

5 % — 20 % — 25 % — 25 % 

von der Annahme einer 

Verpflichtung 

Zahlung 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 + 

1985 

350 

17,5 

70 

87,5 

87,5 

87,5 

1986 

350 

_ 

17,5 

70 

87,5 

175 

1987 

350 

— 

— 

17,5 

70 

262,5 

1988 

350 

— 

— 

— 

17,5 

332,5 

insgesamt 

1400 

17,5 

87,5 

175 

262,5 

857,5 


6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel 
vorhandene Mittel 


6.1. Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden 
Haushalt 


6.2. Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 
Anmerkungen: 


JA 
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2, Bezeichnung des Vorhabens: Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. (EWG) 
355/77, Teil Verbesserung der Agrarstrukturen durch Entwicklung der Forstwirtschaft 


Juristische Grundlage: Artikel 43 und 235 des Vertrages 

Ziele des Vorhabens: Anpassung der Verordnung (EWG) Nr. 355/77, um den Anforderungen der 
gemeinsamen Agrarpolitik besser zu entsprechen. 

Finanzielle Auswirkungen Je Laufendes Kommendes 

Wirtschaftsjahr Haushaltsjahr ( ) Haushaltsjahr ( ) 

Ausgaben 

— Zu Lasten des EG-Haushaltes 

(Erstattungen/Interventionen) — — 

— Zu Lasten nationaler 

Verwaltungen — — 

— Zu Lasten anderer nationaler 

Sektoren — — 

Einnahmen 

— Eigene Mittel der EG 

(Abschöpfungen/Zölle) — — 

— Im nationalen Bereich — — 

Jahr 1985 1986 1987 1988 

5.0. 1. Vorausschau Ausgaben C.A. 10 10 10 10 

5.1.1. Vorausschau Einnahmen P. A. — — — — 

5.2. Berechnungsmethode: Zur Schätzung der Zahlungsermächtigung wird von der Annahme einer 
fünfjährigen Zahlung nach folgendem Schema ausgegangen: 

5 % — 20 % — 25 % — 25 % — 25 % 

Verpflichtung Zahlung 1985 1986 1987 1988 1989 + 

1985 10 0,5 2 2,5 2,5 2,5 

1986 10 — 0,5 2 2,5 5 

1987 10 — — 0,5 2 7,5 

1988 1^ 3: 0,5 ^ 

insgesamt 40 0,5 2,5 5 7,5 24,5 

6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel 

vorhandene Mittel — 

6.1. Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden 

Haushalt — 

6.2. Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts — 


6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen JA 



4. 

5. 
5.0 
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Begründung 


Die gemeinsame Agrarstrukturpolitik ist ein we- 
sentliches Element der Agrarpolitik der Gemein- 
schaft. Die langfristige Entwicklung der Agrarer- 
zeugung auf gesunder Grundlage sowie zufrieden- 
stellende wirtschaftliche und soziale Bedingungen 
für die in der Landwirtschaft tätigen Personen kön- 
nen nicht ohne eine gemeinsame Aktion der Ge- 
meinschaft und der Mitgliedstaaten sichergestellt 
werden. 

Im Gegensatz zu der gemeinsamen Agrarpreis- und 
Marktpolitik wirken sich die Maßnahmen der 
Agrarstrukturpolitik in erster Linie längerfristig 
aus. Die Strukturpolitik entwickelte sich nach und 
nach während der ersten zwanzig Jahre der ge- 
meinsamen Agrarpolitik: 

— Ursprünglich beschränkte sie sich auf eine Be- 
teiligung an der Finanzierung einzelner Struk- 
turverbesserungsvorhaben. 

— Anfang der siebziger Jahre wurde ein globaleres 
Konzept beschlossen, nach dem die Strukturver- 
besserung durch Gewährung von Investitions- 
beihilfen für die Modernisierung landwirtschaft- 
licher Betriebe, durch berufsbildende Maßnah- 
men und durch Anreize für die Einstellung der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit seitens älterer 
Landwirte verbessert werden sollte. 

— Im weiteren Verlauf wurden mehr Ad-hoc-Maß- 
nahmen eingeführt, um entweder einen Aus- 
gleich für ständige natürliche Nachteile oder 
Stützungsmaßnahmen für bestimmte Produkti- 
onssektoren im Rahmen der Marktpolitik zu 
bieten. 

— Vor einiger Zeit verabschiedete der Rat schließ- 
lich Maßnahmen, die nicht nur in Einzelfällen 
Abhilfe schaffen, sondern zu einer Gesamtlö- 
sung der wichtigsten Probleme beitragen sollen, 
welche die Entwicklung der Landwirtschaft be- 
stimmter Sektoren in bestimmten Gebieten be- 
hindern. 

— In der letzten Entwicklungsphase dieser Struk- 
turpolitik wmde beschlossen, versuchsweise in- 
tegrierte Maßnahmen dort durchzuführen, wo 
die strukturelle Tätigkeit eng mit der Entwick- 
lung anderer Wirtschaftsbereiche in den betref- 
fenden Gebieten verknüpft ist. 

Da die wichtigsten sozio-strukturellen Richtlinien 
für die Landwirtschaft Ende 19ft3 auslaufen, ist der 
Zeitpunkt gekommen, sie zu überprüfen und im 
Lichte der bisherigen Erfahrungen sowie im Hin- 
blick auf die Herausforderungen der kommenden 
Jahre anzupassen. Der Zeitpunkt für diese Erneue- 
rung und Anpassung ist auch insofern gegeben, als 
die Gemeinschaft im Anschluß an die Schlußfolge- 
rungen des Europäischen Rates von Stuttgart im 
Juni 1983 gegenwärtig die weitere Entwicklung all 


ihrer Politiken einschließlich der Agrarpolitik einer 
Gesamtprüfung unterzieht. 

Im Juli 1983 übermittelte die Kommission dem Rat 
— aufgrund der in Stuttgart geäußerten Aufforde- 
rung — Berichte über die Rationalisierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik (KOM(83) 500) und die 
Mittel zur Stärkung der Effizienz der Strukturfonds 
der Gemeinschaft (Dok. KOM(83) 501). 

Im ersten Bericht, der sich hauptsächlich mit der 
Preis- und Marktpolitik befaßte, wurde die Notwen- 
digkeit hervorgehoben, die Probleme des Ungleich- 
gewichts der Agrarmärkte und des Anstiegs der 
Agrarausgaben zu bewältigen. Abschließend wurde 
jedoch auch betont: „Es wäre falsch, die Preis- und 
Marktpolitik getrennt von den übrigen Bemühun- 
gen der Gemeinschaft um eine Lösung der Pro- 
bleme der ländlichen Gebiete zu beurteilen. Soll die 
Gemeinschaft nachhaltige Lösungen für diese Pro- 
bleme finden, so muß sie vergleichsweise mehr Ge- 
wicht auf langfristige strukturelle Maßnahmen als 
auf Marktinterventionen und Preisstützung legen.“ 

Der zweite Bericht erkennt die positive Arbeits- 
weise der Abteilung Ausrichtung des EAGFL an, 
beispielsweise seine enge Verbindung mit einer ge- 
meinsamen Politik und die klare Bedingtheit der 
dazugehörigen legislativen Instrumente. Gleichzei- 
tig kündigte die Kommission Maßnahmen an zur 
Aufstockung der Mittel für die Strukturfonds und 
zur Schaffung der notwendigen Einrichtungen für 
die Überwachung ihrer wirtschaftlichen Effizienz. 
Der derzeitigen Vorschläge sollen hierzu beitra- 
gen. 

So rundet die vorliegende Mitteilung den Rahmen 
ab, den die Kommission für die Agrarpolitik in den 
kommenden Jahrzehnten vorsieht. Die künftige 
Agrarstrukturpolitik muß in erster Linie der Unter- 
schiedlichkeit der Landwirtschaft in der Gemein- 
schaft Rechnung tragen; eine Unterschiedlichkeit, 
die mit Erweiterung der Gemeinschaft von sechs 
auf zunächst neun und dann zehn Mitglieder zuge- 
nommen hat und demnächst mit dem Beitritt Por- 
tugals und Spaniens auf zwölf Mitglieder noch wei- 
ter zunehmen wird. 

Künftig muß daher auf nationaler und regionaler 
Ebene elastischer, gleichzeitig jedoch im Hinblick 
auf die Marktlage und die Notwendigkeit der wirk- 
samsten Nutzung der Gemeinschaftsmittel strikter 
vorgegangen werden. 


Die bisherige Politik 

Mit dieser zunächst durch horizontale Maßnahmen 
gekennzeichneten Politik ließ sich das Problem des 
regionalen Einkommensgefälles generell nicht lö- 
sen. Für einige Gebiete der Gemeinschaft, in denen 
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die landwirtschaftlichen Betriebe im Schnitt sehr 
klein sind, bestand bisher überhaupt keine Aus^ 
sicht, einen lebensfähigen Betriebsstand zu errei- 
chen, auch wenn das vergleichbare Referenzein- 
kommen — Entwicklungsziel im Rahmen der 
Richtlinie 72/ 159/EWG — selbst regionalisiert wur- 
de. Die Zahl der im Rahmen der letztgenannten 
Richtlinie genehmigten Entwicklungspläne hatte 
1980 einen jährlichen Rhythmus von nur 20 bis 
30 000 erreicht, wobei etwa 20% der Pläne auf die 
benachteiligten Gebiete entfielen. 

In Gebieten mit günstigen Voraussetzungen hinge- 
gen sind erhebliche Produktivitätssteigerungen er- 
zielt worden, insbesondere durch Intensivierung 
der Erzeugung und durch Spezialisierung. Die Bo- 
denmobilität im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
strukturpolitik war sehr gering, d. h. die Größenzu- 
nahme der Entwicklungsbetriebe betrug im Durch- 
schnitt weniger als 5 ha. Unter diesen Umständen 
äußerte sich die zunehmende Intensivierung der 
Agrarerzeugung hauptsächlich in erhöhten Investi- 
tionen in Maschinen und Geräte sowie Vieh. Rund 
60% der Entwicklungspläne umfaßten Investitionen 
für den Erwerb von Vieh sowie Unterbringungs- 
möglichkeiten für Vieh, und mehr als 66% sahen 
Investitionen für Landmaschinen vor. In diesem 
Sinne hat die Politik zu einer Steigerung der Pro- 
duktion an überschüssigen Agrarerzeugnissen bei- 
getragen. 

Gleichzeitig hat die gemäßigte Preispolitik im Zuge 
steigender Produktionskosten einen zunehmenden 
Druck auf die Agrareinkommen ausgeübt. Infolge- 
dessen verfügten immer weniger Landwirte über 
die notwendigen finanziellen Mittel für eine Inan- 
spruchnahme dieser Politik. In den Niederlanden 
führten etwa 15% aller landwirtschaftlichen Be- 
triebe Modernisierungspläne durch; in Italien hin- 
gegen, wo die durchschnittliche Betriebsgröße nur 
7,5 ha beträgt, waren es weniger als 2%. Auf Ge- 
meinschaftsebene wiesen etwa die Hälfte der Ent- 
wicklungspläne durchführenden Betriebe Betriebs- 
größen von 20 bis 50 ha auf. 

Gleichzeitig haben auch steigende Zinssätze die fi- 
xen Kosten der Agrarerzeugung belastet, besonders 
in den Jahren 1980 bis 1982. Damit wurde die Wirk- 
samkeit der Entwicklungspläne beschnitten, da 
diese hauptsächlich durch Zinsvergütungen unter- 
stützt wurden, die mit den steigenden Kreditkosten 
nicht Schritt hielten. 

Zwischen 1975 und 1980 stellten rund 65 000 Land- 
wirte etwa 875 000 Hektar Land im Rahmen der 
Richtlinie 72/160/EWG frei. Diese Fläche wurde 
rund 131 000 Betrieben zugeteilt, wodurch sich die 
mögliche strukturelle Auswirkung der Richtlinie er- 
heblich verringerte. Nur 15% der freigestellten Flä- 
chen gingen an Entwicklungsbetriebe. Als Instru- 
ment zur Förderung der Bodenmobilität für Struk- 
turreformzweeke hatte die Richtlinie mithin nur 
sehr geringe Bedeutung. 

Am wirksamsten scheint die Richtlinie 72/161/EWG 
in zwei Mitgliedstaaten angewendet worden zu 
sein. Unter den sieben Mitgliedstaaten, für welche 
Informationen vorliegen, zählte Deutschland allein 


1980 mehr als zwei Drittel der im Rahmen von 
Titel I der Richtlinie tätigen sozio-ökonomischen 
Berater. Frankreich vereinigte auf sich 77% der 
204 000 Teilnehmer an Grundkursen oder Fortbil- 
dungskursen im Rahmen von Titel II (1977 bis 
1980). 

Die Richtlinie 75/268/EWG über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten hingegen ist äußerst erfolgreich angewen- 
det worden, was nun durch die breitere Anwendung 
der Maßnahme in vielen Mitgliedstaaten noch mehr 
zum Tragen kommt. 

Die gemeinsame Maßnahme betreffend die Verar- 
beitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse (Verordnung [EWG] Nr. 355/77) hat die 
Entwicklung der Agrar-Nahrungsmittelindustrie in 
der gesamten Gemeinschaft auch sehr positiv be- 
einflußt. 

Der mangelnde Erfolg der Strukturpolitik mag in 
einigen Fällen auch darauf zurückzuführen sein, 
daß die betreffenden Mitgliedstaaten Schwierigkei- 
ten haben, diese Politik in ihre Gesetzgebung einzu- 
beziehen, die geeignete Verwaltung dieser Politik 
sicherzustellen oder den selbst aufzubringenden Fi- 
nanzierungsanteil bereitzustellen. 

Abgesehen von diesen verschiedenen Faktoren, die 
einzeln oder zusammen die Wirksamkeit der Agrar- 
strukturpolitik erheblich beeinträchtigen, machen 
schon allein die einschneidenden Veränderungen, 
die sich seit 1972 in der gesamten sozio-ökonomi- 
schen Situation der Gemeinschaft vollzogen haben, 
eine Revision der bisherigen Politik erforderlich. 

Angesichts der quasi stagnierenden Gesamtwirt- 
schaft ist die Arbeitslosigkeit eines der Hauptpro- 
bleme geworden. Die Entwicklung der Agrarein- 
kommen ist ins Stocken geraten, während sich 
gleichzeitig das wirtschaftliche Gefälle zwischen 
den einzelnen Regionen der Gemeinschaft ver- 
schärft hat. Außerdem läßt die tendenzielle Zu- 
nahme der Überschüsse bei den wichtigsten Agrar- 
erzeugnissen keine Intensivierung der Erzeugung 
mehr zu, sondern macht vielmehr mehr denn je 
eine maßvolle oder gar restriktive Preispolitik und 
infolgedessen eine entsprechende Anpassung der 
Strukturpolitik erforderlich. 

In einigen Mitgliedstaaten sind die Inflationsraten 
nach wie vor verhältnismäßig hoch bei zunehmen- 
der Aufblähung der Produktionskosten. Das Zusam- 
menwirken dieser beiden Faktoren erhöht sowohl 
das Risiko als auch die Kosten der Investitionen, 
versetzt viele Landwirte in eine schwierige finan- 
zielle Lage und hat eine erhebliche Zunahme der 
Verschuldung landwirtschaftlicher Betriebe zur 
Folge. Insbesondere sind die Aussichten für viele 
junge Leute, die Landwirtschaft als Beruf wählen 
möchten, dadurch erheblich beschränkt. 

Das Problem der Junglandwirte wird noch durch 
eine Reihe weiterer Faktoren erschwert. Verhält- 
nismäßig hohe Agrarlandpreise machen den Zu- 
gang zur Landwirtschaft für diejenigen, die Land zu 
kaufen gezwungen sind, fast unmöglich. Selbst die- 
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jenigen, die den Betrieb erben, sehen sich oft vor 
die Notwendigkeit gestellt, die während ungünsti- 
ger Betriebsphasen abgewirtschaftete Produktions- 
kapazität wieder aufbauen zu müssen. Auch die 
Auszahlung von Miterben ist in diesem Fall eine 
erhebliche Belastung angesichts der begrenzten fi- 
nanziellen Mittel der Junglandwirte. Kurz, wenn 
die jungen Leute unter den derzeitigen wirtschaftli- 
chen Gegebenheiten erfolgreich in die Landwirt- 
schaft einsteigen sollen, muß die neue Agrarstruk- 
turpolitik auch ihren Bedarf an finanzieller Unter- 
stützung berücksichtigen. Diese finanzielle Hilfe ist 
entscheidend für die Entwicklung der Landwirt- 
schaft in den kommenden Jahren. Voraussetzung 
für die Tätigkeit der Landwirtschaft, sich den Erfor- 
dernissen dieser Entwicklung anzupassen und sich 
zunehmend in die Gesamtwirtschaft zu integrieren, 
ist nämlich vor allem ausgeprägter Innovations- 
geist, der nur bei einer verjüngten Landbevölke- 
rung anzutreffen sein dürfte. 


Die neue Agrarstrukturpolitik 

Bei der veränderten Wirtschaftslage und in Anbe- 
tracht der Marktschwierigkeiten bei vielen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen muß die Agrarstruk- 
turpolitik eine aktive Rolle bei der künftigen Ent- 
wicklung der Landwirtschaft spielen. Und zwar 
muß dieses Ziel trotz der Tatsache erreicht werden, 
daß der Preisdruck bei vielen Agrarerzeugnissen 
die strukturellen Anpassungsmöglichkeiten und da- 
mit den Spielraum für diese Politik erheblich ein- 
engt 

Die Agrarstrukturpolitik sollte im Zusammenspiel 
mit der Preis- und Marktpolitik zur Erreichung der 
Ziele des Artikels 39 des Vertrags beitragen. 

In diesem Zusammenhang sollte sie zu allererst den 
technischen Fortschritt fördern und die Wettbe- 
werbsposition der landwirtschaftlichen Betriebe 
durch produktive Investitionen sowie einen effi- 
zienteren Einsatz der Produktionsfaktoren einer- 
seits und bessere Unterrichtung und Ausbildung 
der Landwirte andererseits erhöhen. Im Hinblick 
darauf mußten im Rahmen der Strukturpolitik 
auch die Verarbeitung und der Absatz landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse strukturell entwickelt wer- 
den. 

Darüber hinaus sollte die Strukturpolitik auch die 
Erhaltung der landwirtschaftlichen Tätigkeiten in 
Gebieten begünstigen, in denen diese sich in Er- 
mangelung anderer Beschäftigungsmöglichkeiten 
und im Interesse einer Erhaltung der natürlichen 
Umwelt trotz natürlicher Nachteile als notwendig 
erweisen. 

Im Laufe ihrer Durchführung sollte die Politik den 
bestehenden Absatzschwierigkeiten für Agrarer- 
zeugnisse Rechnung tragen und, soweit möglich, die 
Umstellung der Erzeugnisse entsprechend den 
Markterfordernissen fördern. Damit kann sie zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsbedingun- 
gen insbesondere in den Gebieten beitragen, in de- 
nen die Landwirtschaft eine vorherrschende Rolle 
spielt. 


Die Kommission erinnert daran, daß sie dem Rat 
bereits Maßnahmen zur Lösung des Gesamtpro- 
blems der ausgesprochenen Problemregionen un- 
terbreitet hat. Über die bereits in der Durchführung 
begriffenen spezifischen Agrarmaßnahmen und die 
integrierten Entwicklungsprogramme hinaus prüft 
der Rat derzeit Vorschläge für die integrierte Ent- 
wicklung ländlicher Gebiete im Mittelmeerraum. 

Was die Marktstützungspolitik anbelangt, die per 
definitionem Ad-hoc-Maßnahmen erfordert, so hat 
die Kommission Maßnahmen dieser Art in der Ver- 
gangenheit bereits für den Milchsektor beschlos- 
sen. 

Die Kommission behält sich vor, entsprechende 
Maßnahmen auch künftig vorzuschlagen, sofern 
sich ihre Kosten/Nutzen-Bilanz als positiv erweist, 
insbesondere im Hinblick auf die bevorstehende Er- 
weiterung der Gemeinschaft. 

Die derzeitigen Vorschläge betreffen in erster Linie 
Maßnahmen zugunsten von Landwirten und land- 
wirtschaftlichen Betrieben in Verbindung mit der 
Anpassung der Politik für die benachteiligten Re- 
gionen und Gebiete und schließlich mit einer Inten- 
sivierung der Maßnahme zur Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse. 

Die wichtigsten Neuerungen sind Maßnahmen zu- 
gunsten der Betriebsverbesserung. In dieser Hin- 
sicht schlägt die Kommission eine Investitionshilfe- 
politik vor, die umfassend und maßvoll zugleich ist. 
Durch eine Lockerung der strengen Bedingungen 
des Entwicklungsplans und der Einkommensziele 
wird der Anwendungsbereich der Politik auf weit 
mehr Landwirte ausgeweitet, besonders auf diejeni- 
gen, die die Hilfe am notwendigsten brauchen. Die 
beiden Hauptziele sind dabei die Begrenzung der 
Beihilfe auf diejenigen Investitionen, die, sofern 
möglich, eine Umstellung der Betriebserzeugnisse 
nach Maßgabe der Markterfordernisse und die 
Komprimierung der Produktionskosten begünsti- 
gen. Gleichzeitig darf bei dieser Politik nicht die 
Notwendigkeit außer acht gelassen werden, die Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern, grö- 
ßere Energieeinsparungen zu fördern sowie zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt beizutra- 
gen. Diesen letzteren Faktoren muß unter den all- 
gemeinen Umständen, unter denen die Landwirt- 
schaft in den kommenden Jahren betrieben werden 
muß, zwangsläufig wachsendes Gewicht beigemes- 
sen werden. In geschützten Gebieten wie Natur- 
oder Nationalparks müssen Maßnahmen ergriffen 
werden, um die Landwirte zu unterstützen, die land- 
wirtschaftliche Praktiken anwenden, die den Be- 
dürfnissen des Schutzes und der Verbesserung der 
Umwelt entsprechen. 

Die Notwendigkeit, die Agrarentwicklung in den be- 
nachteiligten Gebieten voranzutreiben, erfordert in- 
dessen eine gewisse Lockerung der vorgeschlage- 
nen Begrenzung der Investitionshilfe, besonders im 
Fall von Erzeugnissen, für welche bestimmte Regio- 
nen unter Umständen eine besondere Produktions- 
eignung besitzen. 
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Aus den bereits genannten Gründen sind spezifi- 
sche Beihilfen für die Niederlassung junger Leute 
als Landwirte vorgeschlagen. In dem Bestreben um 
eine Verringerung der Produktionskosten sowie 
eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen wird ein besonderes Hilfssystem für die 
Einrichtung von Betriebshelferdiensten, Vertre- 
tungsdiensten, Betriebsführungs- und Buchfüh- 
rungsdiensten vorgeschlagen. 

Die bisherige Betriebsmodernisierungspolitik hat 
Landwirten geholfen, die bereits die besten Mög- 
lichkeiten zur Durchführung von Entwicklungsplä- 
nen hatten. Daher war diese Politik mitverantwort- 
lich für eine Verschärfung der Überschußsituation 
auf einigen Gemeinschaftsmärkten. Mit der neuen 
Politik wurde ein entschiedener Richtungswechsel 
vorgenommen. Gleichwohl wird nach wie vor gro- 
ßes Gewicht auf die Kostenwirksamkeit der Investi- 
tion gelegt, während andererseits einkommens- 
schwache Landwirte mit dem größten Bedarf an 
Investitionshilfe begünstigt werden. Ihnen soll ge- 
holfen werden, selbst ihr Einkommen, ihre Lebens- 
und Arbeitsbedingungen zu verbessern, ohne daß 
ihnen jedoch ein Anreiz gegeben wird, die Erzeu- 
gung von bereits überschüssigen Produkten zu er- 
höhen. In diesem Zusammenhang werden die Auf- 
forstung von Agrarland mit besonderer Waldbau- 
eignung und die Verbesserung von Waldland inner- 
halb des Betriebs als besonders wichtige zusätzli- 
che Maßnahmen gesehen. 

Die Kommission rechnet mit einem erheblichen 
Anstieg der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, 
die bis 1990 jährlich in den Genuß der Investitions- 
hilfemaßnahmen der Gemeinschaft kommen. Im 
Zusammenhang damit wird sorgfältige Verwal- 
tungsarbeit erforderlich sein. 

Die Probleme der benachteiligten Gebiete der Ge- 
meinschaft müssen unter verschiedenen Gesichts- 
punkten in Angriff genommen werden. Zunächst 
wird vorgeschlagen, die Bestimmungen der Richtli- 
nie 75/268/EWG zu verstärken. Zweitens soll der 
Rat innerhalb eines bestimmten Rahmens auf Vor- 
schlag der Kommission spezifische Maßnahmen be- 
schließen können, die zur Lösung besonders drin- 
gender Probleme zu diesen Regionen beitragen sol- 
len. Drittens soll die Forstentwicklung insoweit ge- 
fördert werden, als sie das Problem der Agrarstruk- 
tur lösen helfen kann. All diese Maßnahmen wer- 
den indessen nur von geringem Nutzen sein, wenn 
nicht die berufliche Bildung der Landbevölkerung 
und insbesondere der in der Landwirtschaft tätigen 
Jugend an die Erfordernisse der modernen Land- 
wirtschaft angepaßt werden kann. Die Bestimmun- 
gen der derzeitigen Politik werden im Hinblick dar- 
auf verstärkt, indem eine besondere Beihilfe für 
den Bau von Ausbildungszentren speziell für den 
Bedarf bestimmter benachteiligter Gebiete vorge- 
schlagen wird. 

Zusätzliche Vorschriften im Bereich der Verarbei- 
tung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse stützen sich auf die Erfahrung bei der 
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 und 
auch auf den Willen, alle Möglichkeiten der neuen 


Technologie zur Steigerung des Nettowertes der 
Agrarerzeugung und zur Entwicklung angeschlos- 
sener Gewerbezweige zu entwickeln. Außerdem 
wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich der 
Verordnung durch die Einbeziehung der Holzverar- 
beitung auszudehnen. Für diesen neuen Ansatz ent- 
schied man sich vor allem aus zwei Gründen: Er- 
stens ist die Holzerzeugung in einigen Mitgliedstaa- 
ten eng mit der Landwirtschaft verknüpft, so daß 
man darin einen logischen Weg zur Unterstützung 
der Bemühungen der Kommission um eine Verrin- 
gerung des Drucks auf die Agrarmärkte sehen 
kann. Zweitens läßt sich das derzeitige Defizit der 
Gemeinschaft an Holz und Holzerzeugnissen nicht 
verringern, solange nicht die geeigneten Vorausset- 
zungen und Bedingungen auf dem Gebiet der Holz- 
verarbeitung geschaffen werden. 

Die Kommission schlägt dem Rat also eine gemein- 
same Agrarstrukturpolitik mit echtem Gemein- 
schaftscharakter vor, indem sie ein horizontales 
Konzept beibehält in Verbindung mit einem ent- 
schiedenen regionalen Akzent und zwar zu einem 
Zeitpunkt, da die Agrarmarktpolitik mit einer 
Reihe von Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Damit 
bestätigt die Kommission die hervorragende Rolle 
dieser Strukturpolitik. Die Kommission ist nach wie 
vor überzeugt, daß sich zwar die Anwendung der 
Politik entsprechend den gemeinschaftlichen Gege- 
benheiten ändern, die Politik selbst jedoch den 
Grundsätzen bezüglich der Gemeinschaftsbedingt- 
heit und der bisher geltenden Gemeinschaftsziele 
verhaftet bleiben wird; die Bedeutung dieser 
Grundsätze ist von der Kommission in ihrer Mittei- 
lung an den Rat über die Strukturfonds eigens her- 
vorgehoben worden. 

Die Kommission hat in ihrem Bericht und in den 
Vorschlägen über die Mittel zur Verbesserung der 
Wirksamkeit der Strukturfonds der Gemeinschaft 
auf die Eigenheiten jedes einzelnen Fonds hinge- 
wiesen, die mit den Zielsetzungen, den Regeln für 
ihr Funktionieren und der Art und Weise ihrer Kop- 
pelung an die Gemeinschaftspolitiken Zusammen- 
hängen, Zum EAGFL, Abteilung Ausrichtung, hat 
sie insbesondere die offensichtliche Bindung an die 
gemeinsame Agrarpolitik sowie die durch Verord- 
nungen und Richtlinien über seine Interventionen 
verankerte Abhängigkeit unterstrichen. 

Diese Erwägungen haben die Kommission in ihrer 
Empfehlung an die Haushaltsbehörde über die 
Einstufung der in dieser Mitteilung vorgeschlage- 
nen Maßnahmen beeinflußt. 

Die Kommission hat ferner anläßlich der Behand- 
lung der Auswirkungen der Strukturfonds auf den 
Haushalt (KOM[83]501 vom 28. Juli 1983) den Um- 
stand hervorgehoben, daß die Unberechenbarkeit 
der Ressourcen der Wirksamkeit des Einsatzes der 
betreffenden Fonds erheblich schadet. Diese Unge- 
wißheit könnte die Anwendung der Agrarstruktur- 
politik auf einzelstaatlicher Ebene, namentlich in 
den ärmeren Ländern, beeinträchtigen.. 

Mit Rücksicht auf diese Erwägungen ist die Kom- 
mission zu der Schlußfolgerung gelangt, daß be- 
stimmte Ausgaben im Rahmen dieser Aktion ihren 
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obligatorischen Charakter derzeit noch behalten 
sollten. 

Sie behält sich jedoch vor, ihre Haltung im An- 
schluß an die zwischen den beiden Instanzen der 
Haushaltsbehörde etwa erzielten Fortschritte in der 
mittelfristigen Haushaltsplanung, die sie in ihren 
Vorschlägen zu den größtenteils als nichtobligato- 
risch eingestuften Strukturfonds befürwortet, zu 
überprüfen. Für Aktionen, deren Verbindung mit 
der Agrarmarktpolitik weniger eng oder für welche 


ein bestimmter Grad der Ungewißheit über die 
künftigen Ressourcen weniger ausschlaggebend ist, 
schlägt die Kommission jedoch eine nichtobligatori- 
sche Einstufung vor. 

Die Kommission weist den Rat darauf hin, daß eine 
Entscheidung über diese Vorschläge unbedingt bis 
zum 31. Dezember 1983 getroffen werden muß, da 
die Geltungsdauer der sozio- strukturellen Richtli- 
nien zu dem Zeitpunkt ausläuft. 
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Bericht des Abgeordneten Brunner 


Die Vorschläge der EG-Kommission an den Rat 
wurden vom Präsidenten mit der EG-Sammelliste 
vom 27. Oktober 1983 — Drucksache 10/546 Nr. 15 

— an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten federführend und an den Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Im Haus- 
haltsausschuß hat sich zunächst dessen Unteraus- 
schuß zu Fragen der Europäischen Gemeinschaft 
am 25. Januar 1984 mit der Vorlage befaßt und 
Kenntnisnahme empfohlen. Dem hat sich der Haus- 
haltsausschuß in seiner Sitzung am 8. Februar 1984 
angeschlossen. Der federführende Ausschuß hat die 
Vorlage daraufhin in seiner Sitzung am 11. April 
1984 eingehend beraten. Dabei stand 

der Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruk- 
tur 

im Vordergrund. Der mit diesem Vorschlag gleich- 
zeitig überwiesene 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 über 
eine gemeinsame Maßnahme zur Verbesserung 
der Bearbeitungs- und Vermarktungsbedingun- 
gen für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr, 1820/80 zur 
Förderung der landwirtschaftlichen Entwicklung 
in den benachteiligten Gebieten von Westirland 

wurde im Hinblick auf die Änderung der Verord- 
nung Nr. 355/77 erörtert, im übrigen aber kommen- 
tarlos zur Kenntnis genommen. 

Bei den Vorschlägen der EG-Kommission geht es 
um folgendes: 

Im EWG-Vertrag sind die Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik wie folgt festgelegt worden; 

— Steigerung der Produktivität der Landwirt- 
schaft, 

— Gewährleistung einer angemessenen Lebens- 
haltung für die landwirtschaftliche Bevölke- 
rung, 

— Stabilisierung der Märkte, 

— Sicherstellung der Versorgung, 

— Gewährleistung angemessener Preise für die 
Verbraucher. 

Auf der Konferenz von Stresa 1958 wurden diese 
Ziele dahin präzisiert, daß eine Reform der Agrar- 
strukturen im Hinblick auf eine bessere Wettbe- 
werbsfähigkeit ohne Gefährdung des landwirt- 
schaftlichen Familienbetriebes gleichfalls Ziel der 
gemeinsamen Agrarpolitik sei. Ab 1962 gab es dann 
erste strukturpolitische Ansätze durch die Koordi- 
nierung der nationalen Strukturpolitiken und die 
Finanzierung von Einzelvorhaben durch die EWG. 


Dies entsprach aber noch keiner echten gemein- 
schaftlichen Politik. 

In der Folgezeit wurden jedoch verschiedene EG- 
Richtlinien im Bereich der Agrarstrukturpolitik er- 
lassen, die Ende 1983 ausgelaufen sind. Sie betrafen 
die Sicherung angemessener Einkommen und Le- 
bensbedingungen in den strukturschwachen Gebie- 
ten, Produktivitätsverbesserungen, die Gewährung 
einer jährlichen Zulage zum Ausgleich ständiger 
natürlicher Nachteile an Landwirte in benachteilig- 
ten Gebieten u. a. m. 

Im Anschluß an den Stuttgarter Gipfel hat die EG- 
Kommission auch die Strukturpolitik der Gemein- 
schaft neu überdacht. Im Gegensatz zur Preis- und 
Marktpolitik ist sie in erster Linie längerfristig an- 
gelegt. Die Überlegungen haben im vorliegenden 
Verordnungsvorschlag ihren Niederschlag gefun- 
den. Künftig soll die Strukturpolitik der Unter- 
schiedlichkeit der Landwirtschaft in den EG-Län- 
dern entsprechend flexibel gestaltet werden. Diese 
Unterschiedlichkeit wird durch den Beitritt Portu- 
gals und Spaniens noch weiter zunehmen. Auf na- 
tionaler und regionaler Ebene soll die Strukturpoli- 
tik daher auch nach den Vorstellungen der EG- 
Kommission in Zukunft elastischer gestaltet und 
im Hinblick auf die Marktlage und die Notwendig- 
keit der wirksamsten Nutzung der nur begrenzt zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel der EG strenger 
gehandhabt werden. 

Nach den Vorstellungen der Kommission soll die 
Agrarstrukturpolitik nicht nur auf der Erzeugerstu- 
fe, sondern auch auf der Stufe der Verarbeitung 
und des Absatzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
eine aktivere Rolle spielen als bisher. Ferner soll 
sie der Erhaltung der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit in Gebieten ohne Beschäftigungs alternativen 
im gewerblichen Bereich und im Interesse der Er- 
haltung einer natürlichen Umwelt eingesetzt wer- 
den. Soweit möglich, soll die Strukturpolitik auch 
die Umstellung der Erzeugung entsprechend den 
Markterfordernissen fördern. Nach Auffassung der 
Kommission soll in diesem Bereich auch die Auffor- 
stung von Agrarland mit besonderer Waldbaueig- 
nung als wichtige zusätzliche Maßnahme eingesetzt 
werden. 

Die Kommissionsvorschläge enthalten ein ganzes 
Maßnahmenbündel, deren Einzelheiten aber über- 
wiegend zur Disposition der Mitgliedstaaten stehen. 
Soweit sie von diesen aufgegriffen werden, ist nach 
den Vorstellungen der Kommission eine Finanzie- 
rungsbeteiligung der Gemeinschaft geplant. 

Bei den Beratungen im federführenden Ausschuß 
wurde zwar begrüßt, daß der Kommissionsvor- 
schlag zur Änderung der Agrarstrukturpolitik eine 
größere Flexibilität erkennen läßt als die bisherigen 
Strukturrichtlinien 72/159, 72/160, 72/161 und die 
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Bergbauernrichtlinie 75/268. Gleichwohl wurde mit 
großem Nachdruck gefordert, daß sich die EG in 
diesem Bereich auf Rahmenregelungen beschrän- 
ken und deren Ausfüllung den Mitgliedstaaten 
überlassen sollte. Die Wirksamkeit der EG-Agrar- 
strukturpolitik könne am besten durch die Konzen- 
tration auf wenige, breitwirkende Maßnahmen ver- 
bessert werden. Dabei sei ein strenger Maßstab an- 
zulegen, weil die Finanzsituation der Gemeinschaft, 
deren absehbare Erweiterung um Portugal und 
Spanien und der der EG zur Verfügung stehende 
Finanzrahmen dies geböten. Die gemeinschaftliche 
Strukturpolitik müsse auch die Marktsituation bei 
Überschußprodukten im Auge behalten und dürfe 
nicht die Aufforstung und die Verbesserung abge- 
wirtschafteter Wälder als Einstiegsversuch in eine 
EG-Forstpolitik nutzen. Dieser Bereich sei nicht 


Teil der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik und 
eine EG-Forstpolitik sei im EGW-Vertrag nicht vor- 
gesehen. 

Unter diesen Umständen war der Ausschuß der 
Auffassung, daß die Vorschläge einer eingehenden 
Überarbeitung bedürften. Die Anregungen hierfür 
und das Ergebnis der Ausschußberatungen im übri- 
gen haben in der Beschlußempfehlung ihren Nie- 
derschlag gefunden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, zu den Vorschlägen der EG-Kommission nach 
Maßgabe der Beschlußempfehlung mit den dort nie- 
dergelegten Ersuchen an die Bundesregierung Stel- 
lung zu nehmen. 


Bonn, den 2. Mai 1984 


Brunner 

Berichterstatter 
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